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Verlautbarungen des Bischofs

Nr. 39 Satzung des Caritasverbandes für das Bistum Essen e. V.

beschlossen von der Delegiertenversammlung des Caritasverbandes für das Bistum Essen e. V. am  24.11.2022

genehmigt durch den Bischof von Essen am 24.01.2023

in das Vereinsregister des Amtsgerichts Essen (VR 2473) eingetragen am 08.05.2023

Präambel

Caritas als Erfüllung des Liebesgebotes Christi gehört zusammen mit Verkündigung und Gottesdienst zum Auf-
trag und zu den unverzichtbaren Lebensäußerungen der Kirche.

Dabei ist Caritas zunächst persönliche Aufgabe einer jeden Christin und eines jeden Christen, aber auch Auf-
gabe einer jeden christlichen Gemeinschaft und Gemeinde und Aufgabe des ganzen Bistums. 

Nur wo Menschen sich in der Liebe Jesu gegenseitig annehmen, und nur wo sie die Liebe Jesu dazu bewegt, sich 
gerade den Armen, Verlassenen und Benachteiligten zuzuwenden, kann geschwisterliche Gemeinde wachsen.

Im Sinne dieses im Evangelium begründeten Auftrages wendet sich die Kirche mit ihren caritativen Werken 
helfend den Menschen in leiblicher und seelischer Not und in sozial ungerechten Verhältnissen zu. 

66. Jahrgang
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Dieser Aufgabe gilt die besondere Sorge des Bischofs. Daher steht der Caritasverband für das Bistum Essen 
e.V. unter dem Schutz und der Aufsicht des Bischofs von Essen. In diesem Verband sind alle der Caritas der 
Katholischen Kirche im Bistum Essen dienenden Einrichtungen und Dienste, die sich an den Auftrag der Kir-
che gebunden wissen, institutionell zusammengefasst, unbeschadet ihrer Rechtsform. Der Verband vertritt die 
Caritas im Bistum Essen nach außen.

§ 1 Name, Stellung und Geschäftsjahr

(1) Der Verband wurde 1958 mit der Errichtung des Bistums Essen als nicht-rechtsfähiger Verein gegründet und 
ist seit dem 28. April 1977 in das Vereinsregister VR 2473 des Amtsgerichtes Essen eingetragen. Er trägt den 
Namen „Caritasverband für das Bistum Essen e.V.“ (im Folgenden auch Diözesan-Caritasverband genannt). 

(2) Der Caritasverband für das Bistum Essen e.V. ist die vom Bischof von Essen anerkannte institutionelle 
Zusammenfassung und Vertretung der Caritas als Lebens- und Wesensäußerung der Katholischen Kirche im 
Bistum Essen. 

(3) Der Diözesan-Caritasverband steht unter dem Schutz und der sich nach dem Codex Iuris Canonici bestim-
menden Aufsicht des Bischofs von Essen.

(4) Der Diözesan-Caritasverband ist Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege in Nordrhein-Westfalen. 
Er ist Mitglied der Landesarbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege in Nord-
rhein-Westfalen.

(5) Der Diözesan-Caritasverband ist eine Gliederung des Deutschen Caritasverbandes e.V. (DCV). Er bildet 
gemeinsam mit den anderen Diözesan-Caritasverbänden in Nordrhein-Westfalen die Caritas in NRW.

(6) Der Sitz des Diözesan-Caritasverbandes ist Essen. Er unterhält dort eine Geschäftsstelle.

(7) Verbandsgebiet ist das Gebiet des Bistums Essen.

(8) Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse findet in ihrer jewei-
ligen im Kirchlichen Amtsblatt des Bistums Essen veröffentlichten Fassung Anwendung.

(9) Weiter erkennt der Verband 

1. das Mitarbeitervertretungsrecht für das Bistum Essen und die dazu ergangenen Regelungen und Ausfüh-
rungsbestimmungen 

2. die Leitlinien des Deutschen Caritasverbandes (DCV) für den Umgang mit sexualisierter Gewalt an Minder-
jährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen durch Beschäftigte in den Diensten und Einrichtun-
gen seiner Gliederungen und Mitgliedsorganisationen

3. die Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürfti-
gen Erwachsenen sowie

4. das Kirchliche Datenschutzgesetz 

in den jeweils geltenden Fassungen als verbindlich an und wird diese anwenden. Entsprechendes gilt, wenn die 
vorgenannten Bestimmungen durch andere Regelungen ersetzt werden. 

(10) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Gemeinnützigkeit

(1) Der Diözesan-Caritasverband verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, kirchliche und mild-
tätige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(2) Er ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Diözesan-Ca-
ritasverbandes dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Es darf keine Person durch 
Ausgaben, die den Zwecken des Diözesan-Caritasverbandes fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden.

(3) Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen 
Zuwendungen aus Mitteln des Diözesan-Caritasverbandes. Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflö-
sung des Diözesan-Caritasverbandes für ihre Mitgliedschaft keinerlei Entschädigung.

(4) Mittelzuwendungen sind nur an andere Körperschaften zulässig, wenn die Weitergabe die Voraussetzungen 
des § 58a AO erfüllt.
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(5) Der Verband kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben einer Hilfsperson im Sinne des § 57 Abs. 1 Satz 2 AO 
bedienen, soweit er die Aufgaben nicht selbst wahrnimmt. Er kann auch seinerseits als Hilfsperson im Sinne des 
§ 57 Abs. 1 Satz 2 AO für andere steuerbegünstigte Körperschaften und juristische Personen des öffentlichen 
Rechts tätig werden.

(6) Der Verband verfolgt seine steuerbegünstigten Zwecke auch durch planmäßiges Zusammenwirken mit 
anderen Körperschaften, sofern diese im Übrigen die Voraussetzungen der §§ 51 bis 58 AO erfüllen. Das plan-
mäßige Zusammenwirken erfolgt zwischen dem Verband und seinen steuerbegünstigten Mitgliedern (§ 5 Abs. 
2 der Satzung) sowie den Mitgliedern des Deutschen Caritasverbandes e.V. (§ 7 Abs. 2 der Satzung des Deut-
schen Caritasverbandes e.V. in der jeweils aktuellen Fassung) durch Verwaltungsdienstleistungen (Buchhal-
tung, Personalverwaltung und -abrechnung; Unterstützung bei Fortbildungsveranstaltungen), Vermögens- 
sowie Grundstücks- und Gebäudeüberlassungen.

§ 3 Organisation des Diözesan-Caritasverbandes

(1) Der Diözesan-Caritasverband gliedert sich in örtliche und regionale Caritasverbände (Gliederungen). Die 
Arbeit der Caritas des Bistums Essen vollzieht sich auf der Ebene des Diözesan-Caritasverbandes, der örtli-
chen und regionalen Caritasverbände sowie auf der Ebene der Kirchengemeinden/Pfarreien.

(2) Die im Bistum Essen tätigen, vom Deutschen Caritasverband e. V. anerkannten zentralen katholischen 
caritativen Fachverbände (§ 7 Abs. 2 Ziffer 2 der DCV-Satzung) und Vereinigungen (§ 7 Abs. 2 Ziffer 4 der 
DCV-Satzung) sowie die im Bistum Essen tätigen caritativen Orden, die ihren Sitz im Bistum Essen haben, sind 
Mitglieder des Diözesan-Caritasverbandes. Soweit sie im Verbandsgebiet der örtlichen und regionalen Cari-
tasverbände tätig sind, ordnen sie sich auch den entsprechenden örtlichen und regionalen Caritasverbänden 
zu.

(3) Die im Bistum Essen tätigen Träger caritativer Einrichtungen gleicher Fachrichtung bilden durch Beschluss 
der Delegiertenversammlung diözesane Arbeitsgemeinschaften. Die Geschäftsführung dieser Diözesan-Ar-
beitsgemeinschaften wird von der Verbandsgeschäftsstelle wahrgenommen. Die Diözesan-Arbeitsgemein-
schaften können sich einem vom Deutschen Caritasverband e.V. anerkannten zentralen Fachverband gemäß 
§ 7 Abs. 2 Ziffer 3 der DCV-Satzung zuordnen.

(4) Die in den Absätzen (1) und (2) genannten Gliederungen, Fachverbände und Vereinigungen sowie die cari-
tativen Orden üben ihre satzungsmäßige Tätigkeit selbständig aus.

§ 4 Aufgaben des Diözesan-Caritasverbandes

(1) Der Diözesan-Caritasverband widmet sich mit seinen Gliederungen und Mitgliedern dem gesamten Spekt-
rum sozialer und caritativer Aufgaben in Staat, Kirche und Gesellschaft. Diese Aufgaben verwirklichen ehren-
amtliche/freiwillige und berufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch ihren gemeinsamen Einsatz.

(2) Der Diözesan-Caritasverband wirkt als Gliederung des Deutschen Caritasverbandes e. V. gemeinsam mit 
seinen Gliederungen und Mitgliedern an der Verwirklichung der Zwecke der Caritas mit:

1. Er hilft Menschen in Not und unterstützt sie auf ihrem Weg zu mehr Chancengleichheit und einem selbständi-
gen und verantwortlichen Leben. Diese Hilfe erfolgt nach Maßgabe des § 53 der Abgabenordnung.

2. Er versteht sich als Anwalt und Partner Benachteiligter, verschafft deren Anliegen und Nöten Gehör, unter-
stützt sie bei der Wahrnehmung ihrer Rechte und tritt gesellschaftlichen und politischen Entwicklungen entge-
gen, die zu Benachteiligung oder Ausgrenzung führen.

3. Er fördert das soziale Bewusstsein in der Gesellschaft und den innerverbandlichen Zusammenhalt durch 
Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit.

4. Er gestaltet Sozial- und Gesellschaftspolitik mit, insbesondere durch die Übernahme von Mitverantwortung 
für die Entwicklung bedarfsgerechter sozialer Infrastrukturen und die Mitwirkung an einer flächendeckenden 
Versorgung der Bevölkerung im Gesundheits-, Sozial-, Erziehungs-, Bildungs- und Beschäftigungsbereich im 
Rahmen seiner finanziellen Möglichkeiten.

5. Er verwirklicht gemeinsam mit seinen Mitgliedern den caritativen Auftrag durch die Ausübung der Träger-
schaft von Diensten und Einrichtungen in allen Aufgabenbereichen sozialer und caritativer Hilfe im Rahmen 
seiner finanziellen Möglichkeiten.

6. Er setzt sich ein für die bedarfsbezogene und sachgerechte Weiterentwicklung der caritativen Dienste und 
Einrichtungen.
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7. Er trägt bei zur Gewinnung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die Erfüllung sozialer und caritativer 
Aufgaben, zur Qualifizierung durch Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie zur spirituellen Begleitung.

8. Er fördert die Entwicklung und Umsetzung von Qualitätsstandards in den vielfältigen Feldern sozialer Arbeit.

9. Er fördert das ehrenamtliche/freiwillige und soziale Engagement und stiftet damit gesellschaftliche Solidarität.

10. Er fördert die Entwicklung und Reflexion der diakonischen Praxis in kirchlichen Gremien und Gemeinden.

11. Er fördert und unterstützt weltweit Partnerorganisationen und hilft Menschen, die von Krisen und Armut 
betroffen sind.

12. Er kooperiert auf den jeweiligen Ebenen mit allen Partnern der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege.

(3) Der Diözesan-Caritasverband nimmt als Gliederung des Deutschen Caritasverbandes e. V. im Bistum Essen 
insbesondere folgende Aufgaben wahr:

1. Koordinierung und Gestaltung der sozialen Arbeit

a. Der Diözesan-Caritasverband stellt das Spezifische des kirchlichen Auftrages der Caritas nach innen und 
nach außen glaubwürdig dar und vertritt es engagiert.

b. Er fördert die Werke der Caritas unter Beachtung der Grundsätze der Personalität, Solidarität und Subsi-
diarität innerhalb und außerhalb der Kirchengemeinden/Pfarreien und Verbände, beeinflusst und regt Ent-
wicklungen auf dem sozialen und caritativen Gebiet im Bistum Essen an. Er greift Problemlagen auf und erar-
beitet Lösungen unter anderem auch im Rahmen von Projekten.

c. Er fördert die wohlfahrtsverbandliche Arbeit durch Vernetzung mit anderen Organisationen in Nord-
rhein-Westfalen, insbesondere den Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege.

d. Er bewirkt durch innerverbandliche Kommunikation, Vernetzung und Willensbildung in den satzungsgemä-
ßen Organen des Verbandes die Koordination und das Zusammenwirken der Mitglieder im Verbandsgebiet. 
Hierzu gehört es auch, den Erfahrungsaustausch für die Praxis der sozialen Arbeit zu organisieren und Anre-
gungen der Mitglieder aufzunehmen und bei der Aufgabenwahrnehmung zu beachten.

e. Er fördert die Kommunikation der Caritas innerhalb der Kirche sowie gegenüber Politik und Öffentlichkeit.

f. Er führt für die Caritas im Verbandsgebiet die Einheitlichkeit der Grundsätze und Ziele und, soweit erforder-
lich, gemeinsames Handeln unter anderem durch verbindliche Rahmenregelungen und Richtlinien herbei und 
fördert und schützt das Ansehen der Caritas in Staat und Gesellschaft. Er übernimmt die Koordinierungsfunk-
tion in Grundsatz- und Querschnittsaufgaben.

g. Er fördert, vertieft und regt die ehrenamtliche/freiwillige Caritasarbeit im Bistum Essen im Zusammenwir-
ken mit seinen Gliederungen und Mitgliedern an.

h. Er führt Aktionen sowie Werke von diözesaner oder überdiözesaner Bedeutung, insbesondere bei außeror-
dentlichen Notständen, durch, gegebenenfalls im Zusammenwirken mit den Gliederungen und Mitgliedern und 
dem Deutschen Caritasverband e. V.

i. Er gestaltet das kirchliche Arbeitsrecht und im Sinne von Rahmenempfehlungen die Personalentwicklung, die 
Führungsverantwortung und -überwachung in den Diensten und Einrichtungen gemeinsam mit seinen Gliede-
rungen und Mitgliedern. 

2. Interessenvertretung

a. Der Diözesan-Caritasverband vertritt die Interessen von Not leidenden und benachteiligten Menschen 
unter anderem auch durch Unterstützung der Beratungsangebote der Gliederungen und Mitglieder. Er nimmt 
Einfluss auf die Willens- und Meinungsbildung in Staat, Kirche und Gesellschaft. Hierzu gehört es auch, Not 
und Benachteiligung von Menschen und Gruppen bewusst zu machen, deren Interessen zu vertreten und die 
Öffentlichkeit über Fragestellungen der Caritas im Verbandsgebiet zu informieren. Er übt das Verbandsklage-
recht zugunsten hilfebedürftiger und benachteiligter Personen aus.

b. Er vertritt gegenüber staatlichen Stellen und Sozialleistungsträgern die Interessen der Gliederungen und 
Mitglieder bei der Gestaltung und Aushandlung der landesweiten und kommunalen Rahmenbedingungen und 
Regelungen, die für die Gliederungen und Mitglieder mit ihren Einrichtungen erforderlich sind. Hierzu gehört 
es auch, die Anliegen der Caritas im Verbandsgebiet zu vertreten und mit der Politik, der Landesregierung, den 
Behörden und sonstigen öffentlichen Organen sowie den anderen Wohlfahrtsverbänden zusammenzuarbei-
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ten. In der Funktion als Spitzenverband schließt er rechtlich verbindliche Rahmenregelungen für die Einrich-
tungen und Dienste mit den jeweiligen Vertragspartnern ab.

c. Er vertritt die Gliederungen und Mitglieder in den Organen des Deutschen Caritasverbandes e. V. und 
gegenüber dem Bischof von Essen.

d. Er vertritt die Gliederungen und Mitglieder in den Gremien der Caritas in NRW und mit den anderen Diö-
zesan-Caritasverbänden in Nordrhein-Westfalen gemeinsam in den Gremien der Landesarbeitsgemeinschaft 
der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege in Nordrhein-Westfalen.

3. Qualitätsentwicklung

a. Der Diözesan-Caritasverband fördert fachliche Entwicklungen caritativer Arbeit, insbesondere durch 
Information, Öffentlichkeitsarbeit, Publikationen, Dokumentation, Wissensmanagement und Aus-, Fort- und 
Weiterbildung, in grundsätzlichen bzw. zentralen Themenbereichen.

b. Er entwickelt und sichert Qualitätsstandards caritativer Arbeit.

c. Er entwickelt Eckpunkte zur Qualitätssicherung und unterstützt Qualitätssicherungsprozesse.

4. Strukturentwicklung

a. Der Diözesan-Caritasverband fördert die Entwicklungen auf dem Gebiet der Wohlfahrtspflege durch die 
Initiierung oder Durchführung modellhafter Projekte.

b. Er entwickelt allgemeine Strategien in den unterschiedlichen Feldern der caritativen Arbeit im Verbandsgebiet.

c. Er initiiert, unterstützt und führt Entwicklungsprozesse durch.

5. Erbringung von Dienstleistungen für die Mitglieder

a. Der Diözesan-Caritasverband vertritt, informiert, berät und unterstützt die Einrichtungen und Dienste 
in fachlichen, wirtschaftlichen, rechtlichen und sonstigen Fragen des Betriebes sozialer Einrichtungen und 
Dienste.

b. Er unterstützt die Gewinnung und Aus-, Fort- und Weiterbildung haupt- und ehrenamtlicher Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Caritas sowie deren spirituelle Begleitung.

c. Er begleitet und unterstützt die Gliederungen und Mitglieder bei Qualitätssicherungs-, Verbandsentwick-
lungs- und sonstigen Projekten.

6. Besondere Aufgaben

a. Der Diözesan-Caritasverband leistet Hilfe bei der kirchenrechtlichen Aufsicht des Bischofs von Essen. Er 
führt die kirchenrechtliche Aufsicht für den Bischof von Essen in den Fällen durch, in denen die Verbandssat-
zung eines örtlichen oder regionalen Caritasverbandes im Bistum Essen die Übernahme dieser Aufsicht regelt.

b. Er hilft Menschen, die sich in Not befinden. Die §§ 52 - 54 Abgabenordnung werden berücksichtigt.

c. Er initiiert soziale Projekte, auch im Ausland, und übernimmt die Koordinierung der entsprechenden Leis-
tungen seiner Gliederungen und Mitglieder. Seine Auslandsaktivitäten stimmt er in der Regel mit dem Werk 
„Caritas international“ des Deutschen Caritasverbandes e.V. ab.

d. Er trägt durch die Herausgabe und Mitherausgabe von Verbandszeitschriften zur Information, zur Identi-
tätsstiftung sowie zum fachlichen Diskurs bei.

e. Er kann die Trägerschaft sozialer und anderer Einrichtungen und Dienste übernehmen oder sich daran 
beteiligen. Dies erfasst auch die Gründung eigener Rechtsträger. Dabei gilt das Subsidiaritätsprinzip.

(4) Der Diözesan-Caritasverband und seine Gliederungen und Mitglieder verpflichten sich, ihre gegenseitigen 
Interessen und Anliegen zu berücksichtigen und sind untereinander solidarisch.

§ 5 Mitgliedschaft

(1) Der Diözesan-Caritasverband hat persönliche und korporative Mitglieder.

1. Persönliches Mitglied kann jede natürliche Person sein, die bereit ist, an der Erfüllung des Auftrages der Cari-
tas der Katholischen Kirche durch ehrenamtliches/freiwilliges Engagement, durch ideelle oder sonstige Förde-
rung oder durch Zahlung von Mitgliedsbeiträgen mitzuwirken.
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2. Korporatives Mitglied kann jede juristische Person sein, die als Träger von Einrichtungen und Diensten, nach 
ihren satzungsgemäßen Zwecken Aufgaben der Caritas der Katholischen Kirche im Verbandsgebiet erfüllt, 
ausschließlich und unmittelbar steuerbegünstigte gemeinnützige, mildtätige und/oder kirchliche Zwecke im 
Sinne der Abgabenordnung verfolgt und die Grundordnung des kirchlichen Dienstes in der jeweils geltenden 
Fassung anwendet.

(2) Mitglieder des Diözesan-Caritasverbandes sind:

1. die örtlichen und regionalen Caritasverbände im Bistum Essen,

2. die im Verbandsgebiet tätigen und vom Deutschen Caritasverband e. V. anerkannten zentralen katholi-
schen caritativen Fachverbände und Vereinigungen,

3. die Kirchengemeinden/Pfarreien im Bistum Essen,

4. die im Bistum Essen tätigen caritativen Orden nach deren Aufnahme gemäß § 6,

5. die korporativen Mitglieder der örtlichen und regionalen Caritasverbände,

6. die persönlichen Mitglieder der örtlichen und regionalen Caritasverbände,

7. die persönlichen Mitglieder der anerkannten Fachverbände sowie der anerkannten caritativen Vereinigun-
gen gemäß § 3 Abs. 2, letztere soweit die betreffenden Vereinigungen für ihre persönlichen Mitglieder die Mit-
gliedschaft im Deutschen Caritasverband erworben haben.

(3) Die Mitglieder des Diözesan-Caritasverbandes sind zugleich Mitglieder des Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 6 Aufnahme, Austritt und Ausschluss von Mitgliedern

(1) Über die Aufnahme von Mitgliedern entscheidet der Vorstand.

(2) Über die Aufnahme von Mitgliedern der örtlichen und regionalen Caritasverbände entscheiden die nach 
deren Satzung zuständigen Vereinsorgane. Die Aufnahme korporativer Mitglieder bedarf der Zustimmung 
des Vorstandes des Diözesan-Caritasverbandes. Die örtlichen und regionalen Caritasverbände sind gehalten, 
die vom Deutschen Caritasverband e.V. festgelegten allgemeinen Voraussetzungen für eine Caritas-Mitglied-
schaft sowie die Voraussetzungen und Verpflichtungen nach dieser Satzung zu beachten.

(3) Die Aufnahme überdiözesan tätiger korporativer Mitglieder bedarf der Zustimmung des Vorstandes des 
Deutschen Caritasverbandes e.V.

(4) Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar. Sie erlischt 

1. durch schriftliche Austrittserklärung gegenüber dem Vorstand, die zum Jahresende wirksam wird,

2. durch den Tod eines persönlichen Mitgliedes,

3. bei juristischen Personen durch Verlust der Rechtsfähigkeit oder Verlust der Gemeinnützigkeit im Sinne der 
Abgabenordnung,

4. durch Ausschluss eines Mitgliedes wegen eines die Zwecke oder das Ansehen des Diözesan-Caritasverban-
des schädigenden Verhaltens, wegen einer groben Verletzung der Verpflichtungen aus dieser Satzung sowie 
wegen grober Verstöße gegen kirchliche Grundsätze. 

(5) Über den Ausschluss entscheidet der Caritasrat auf Antrag des Vorstandes. Das Mitglied ist vor der 
Beschlussfassung des Caritasrates durch diesen anzuhören. Ausgeschlossenen Mitgliedern steht innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Erklärung des Ausschlusses das Recht auf Widerspruch bei der Delegierten-
versammlung zu, die in ihrer nächsten Sitzung endgültig entscheidet. Der Widerspruch ist innerhalb einer Frist 
von einem Monat nach Zugang beim Caritasrat einzulegen.

§ 7 Rechte und Pflichten der persönlichen Mitglieder

(1) Die satzungsgemäßen Rechte der persönlichen Mitglieder werden durch die Delegiertenversammlung 
wahrgenommen.

(2) Jedes persönliche Mitglied hat Anspruch auf regelmäßige Information über die Entwicklungen in der Cari-
tas sowie auf Beratung und Unterstützung des Diözesan-Caritasverbandes bei seiner caritativen Tätigkeit. 
Über Art und Umfang entscheidet der Vorstand.

(3) Es hat das Recht, Anträge, Anfragen, Anregungen, Vorschläge oder Beschwerden beim Vorstand des Diö-
zesan-Caritasverbandes einzureichen und eine Antwort zu erhalten.
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(4) Es ist verpflichtet, im Rahmen der caritativen Tätigkeit diese Satzung und die vom Diözesan-Caritasver-
band hierzu beschlossenen Rahmenregelungen zu beachten und den Grundsätzen und Richtlinien für die cari-
tative Arbeit Rechnung zu tragen.

(5) Es ist verpflichtet, einen Mitgliedsbeitrag gemäß der von der Delegiertenversammlung zu beschließenden 
Beitragsordnung zu entrichten. 

§ 8 Rechte und Pflichten der korporativen Mitglieder

(1) Die satzungsgemäßen Rechte der korporativen Mitglieder werden durch die Delegiertenversammlung 
wahrgenommen. 

Die korporativen Mitglieder haben das Recht,

1. sich als Einrichtung der Caritas im Bistum Essen zu bezeichnen,

2. das Verbandszeichen des Flammenkreuzes zu führen,

3. die Vertretung, Information, Beratung und sonstige Unterstützung des Diözesan-Caritasverbandes in 
Anspruch zu nehmen,

4. auf regelmäßige Information über die Entwicklungen der Caritas im Verbandsgebiet,

5. Anträge, Anfragen, Anregungen, Vorschläge oder Beschwerden beim Vorstand des Diözesan-Caritasver-
bandes einzureichen und eine Antwort zu erhalten.

(2) Die korporativen Mitglieder sind verpflichtet,

1. die satzungsgemäßen Ziele und Aufgaben des Diözesan-Caritasverbandes und das Zusammenwirken der 
Caritas im Verbandsgebiet zu fördern und die Mitgliedschaft beim Diözesan-Caritasverband in ihrer Satzung 
oder ihrem Gesellschaftsvertrag festzulegen,

2. die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse anzuwenden und dies 
in ihrer Satzung oder ihrem Gesellschaftsvertrag festzulegen, 

3. das kirchliche Dienstvertragsrecht, die kirchliche Mitarbeitervertretungsordnung und das kirchliche Daten-
schutzrecht anzuwenden sowie insbesondere die Arbeitsvertragsrichtlinien des Deutschen Caritasverbandes 
in der jeweils geltenden Fassung oder andere, auf der Grundlage des Artikel 7 der Grundordnung des kirch-
lichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse zustande gekommene KODA-Ordnungen in der 
jeweils gültigen Fassung, soweit keine zwingenden rechtlichen Gründe im Einzelfall entgegenstehen,

4. die Bedingungen der Gemeinnützigkeit im Sinne der Abgabenordnung zu erfüllen,

5. die vom Diözesan-Caritasverband beschlossenen Rahmenregelungen für die caritative Arbeit zu beachten 
sowie den Grundsätzen und Richtlinien Rechnung zu tragen,

6. ihre Satzungen sowie Satzungsänderungen dem Diözesan-Caritasverband rechtzeitig vor Beschlussfassung 
zur Stellungnahme schriftlich vorzulegen und die beschlossene Fassung schriftlich einzureichen,

7. dem Diözesan-Caritasverband die zur Erfüllung seiner Aufgaben notwendigen Auskünfte zu geben und über 
den Beginn, die Erweiterung und Beendigung caritativer Aufgaben das Benehmen mit diesem herzustellen,

8. ihr Rechnungswesen ordnungsgemäß zu gestalten und gemäß den für sie geltenden Bestimmungen, der 
Gesetze und ihrer Satzung prüfen zu lassen sowie Jahresabschlüsse und Prüfungsberichte auf Verlangen dem 
Diözesan-Caritasverband vorzulegen. Die Prüfung hat grundsätzlich durch einen öffentlich bestellten und ver-
eidigten Wirtschaftsprüfer zu erfolgen, sofern dies im Einzelfall im Hinblick auf den Umfang der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit nicht unangemessen ist,

9. ein System zur frühzeitigen Erkennung von Risiken (Risikomanagement-System) aufzubauen und zu unter-
halten und klare Aufsichtsstrukturen zu schaffen,

10. dem Diözesan-Caritasverband existenzgefährdende wirtschaftliche Schwierigkeiten unverzüglich mitzu-
teilen und Empfehlungen zu beachten,

11. den Mitgliedsbeitrag gemäß der von der Delegiertenversammlung zu beschließenden Beitragsordnung zu 
entrichten,

12. keine Mitgliedschaft in einem anderen Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege zu erwerben oder auf-
recht zu erhalten,
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13. die vom Deutschen Caritasverband e.V. festgelegten allgemeinen Voraussetzungen für eine Caritas-Mit-
gliedschaft zu beachten, soweit sie über die in Nr. 1 – 12 genannten Verpflichtungen hinausgehen.

(3) Die Mitglieder gemäß § 5 Abs. 2 Ziffer 1 bis 3 sind verpflichtet, sich in regelmäßigem Abstand der Revision 
durch den Diözesan-Caritasverband zu unterziehen. Näheres regelt eine vom Caritasrat zu erlassende Revi-
sionsordnung.

(4) Die in Wahrnehmung der Spitzenverbandsfunktion durch den Diözesan-Caritasverband abgeschlossenen 
Verträge begründen, soweit dort nichts anderes geregelt ist, unmittelbar Rechte und Pflichten für die Mitglie-
der des Diözesan-Caritasverbandes.

§ 9 Assoziierung

(1) Träger von Einrichtungen und Diensten sowie freie Zusammenschlüsse und Initiativgruppen, die den Zielen 
des Diözesan-Caritasverbandes nahe stehen, aber die Voraussetzungen für eine korporative Mitgliedschaft 
nicht erfüllen, können dem Diözesan-Caritasverband assoziiert werden (assoziierte Träger). Es gilt die Ver-
bandsordnung des Deutschen Caritasverbandes.

(2) Sie müssen als gemeinnützig, mildtätig bzw. kirchlich im Sinne der §§ 52 – 54 Abgabenordnung anerkannt 
sein.

(3) Sie sind verpflichtet,

1. eine Tätigkeit der Caritas der Katholischen Kirche auszuüben und eine entsprechende Formulierung in der 
Satzung festzulegen,

2. das Zusammenwirken aller an der Katholischen Caritas Beteiligten und die Verwirklichung der Ziele des 
Deutschen Caritasverbandes durch Information und Kooperation zu fördern und ihre Aktivitäten mit dem Diö-
zesan-Caritasverband abzustimmen,

3. keine Mitgliedschaft in einem anderen Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege zu erwerben oder auf-
recht zu erhalten.

(4) Bei einer ehrenamtlich und christlich geprägten rechtsfähigen Initiative kann auf das Merkmal in Abs. 3 
Nr. 1 aufgrund einer Einzelfallentscheidung des Vorstandes für eine befristete Zeit verzichtet werden, wenn 
dadurch eine Integration in die kirchlichen Verbandsstrukturen ermöglicht werden kann. Voraussetzung hier-
für ist, dass die Initiative entscheidend durch katholische Persönlichkeiten geprägt wird.

(5) Eine Assoziierung ist ausgeschlossen, 

1. wenn der Träger bereits korporatives Mitglied des Diözesan-Caritasverbandes war und die Mitgliedschafts-
bedingungen für korporative Mitglieder gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 und § 8 Abs. 2  nicht mehr erfüllt oder

2. wenn der den Antrag stellende Träger die Voraussetzungen für korporative Mitglieder gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 
2 und § 8 Abs. 2 erfüllen könnte, jedoch nur aus Gründen der Umgehung des kirchlichen Arbeitsrechts oder 
sonstigen kirchlichen Rechts die Form der Assoziierung wählt.

(6) Weitere Anforderungen und Einzelheiten für den Abschluss und die Kündigung des Kooperationsvertrages 
werden in vom Vorstand zu erlassenden Kriterien geregelt.

(7) Die Assoziierung erfolgt in Form des Abschlusses eines Kooperationsvertrages, in dem die Einzelheiten der 
Assoziierung geregelt werden. Über den Abschluss des Kooperationsvertrages entscheidet der Vorstand, über 
die Kündigung der Caritasrat auf Antrag des Vorstandes. Das Nähere zur Kündigung ist im Kooperationsver-
trag zu regeln. Bei der Assoziierung überdiözesan tätiger Träger gilt § 6 Abs. 3 entsprechend. Assoziierte Trä-
ger sind im Kooperationsvertrag zu verpflichten, einen Geldbeitrag gemäß der von der Delegiertenversamm-
lung zu beschließenden Beitragsordnung zu entrichten.

(8) Assoziierte Träger werden vom Diözesan-Caritasverband informiert und beraten sowie im Rahmen der 
satzungsmäßigen Aufgaben des Diözesan-Caritasverbandes spitzenverbandlich vertreten. Assoziierte Träger 
haben kein Stimmrecht und kein aktives und passives Wahlrecht in den Organen des Diözesan-Caritasverban-
des und des Deutschen Caritasverbandes.

§ 10 Organe des Diözesan-Caritasverbandes

Organe des Diözesan-Caritasverbandes sind: 

1. die Delegiertenversammlung,
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2. der Caritasrat,

3. der Vorstand. 

§ 11 Die Delegiertenversammlung

(1) Die Delegiertenversammlung berät und entscheidet über grundlegende Fragen der Caritas und erteilt ent-
sprechende Aufträge an den Caritasrat und den Vorstand.

(2) Die Delegiertenversammlung setzt sich zusammen aus:

1. jeweils einer Vertreterin oder einem Vertreter der korporativen Mitglieder gemäß § 5 Abs. 1 Ziffer 2,

2. jeweils einer weiteren Vertreterin oder einem weiteren Vertreter der örtlichen und regionalen Caritasver-
bände zusätzlich zu Ziffer 1,

3. jeweils einer Vertreterin oder einem Vertreter der im Bistum Essen tätigen anerkannten zentralen katholi-
schen caritativen Fachverbände, soweit diese nicht bereits unter Ziffer 1 fallen, 

4. zwei Vertreterinnen oder Vertretern der caritativen Orden im Bistum Essen,

5. jeweils einer Vertreterin oder einem Vertreter der diözesanen Arbeitsgemeinschaften gemäß § 3 Abs. 3 Satz 
1.

(3) Bei Vertreterinnen und Vertretern, die aufgrund ihrer beruflichen oder ehrenamtlichen Tätigkeit gemäß 
Absatz 2 Mitglied der Delegiertenversammlung geworden sind, endet die Mitgliedschaft mit dem Ausscheiden 
aus dieser beruflichen oder ehrenamtlichen Tätigkeit. Für die restliche Amtszeit wird eine Nachfolgerin oder 
ein Nachfolger entsandt.

(4) Entsendende Verbände, Vereinigungen, Zusammenschlüsse und Institutionen regeln in ihren Satzungen 
bzw. Ordnungen die Wahl der Vertreterinnen und Vertreter nach Absatz 2. Zu regeln sind auch Abberufung 
und Nachentsendung aus den Gründen nach Absatz 3 oder anderen Gründen.

§ 12 Aufgaben und Pflichten der Delegiertenversammlung

Der Delegiertenversammlung obliegt insbesondere:

1. die Wahl und Abberufung der gewählten Mitglieder des Caritasrates sowie die Nachwahl eines Mitglieds des 
Caritasrates für ein während der Amtsperiode ausscheidendes Mitglied für den Rest der Amtsperiode,

2. die Wahl und Abberufung der in die Delegiertenversammlung des Deutschen Caritasverbandes e. V. zu ent-
sendenden Vertreterinnen und Vertreter sowie die Nachwahl für eine/ein während der Amtsperiode ausschei-
dende/n Vertreterin/Vertreter für den Rest der Amtsperiode,

3. die Feststellung des Jahresabschlusses, die Beschlussfassung über die Mittelverwendung des Jahresergeb-
nisses und die Feststellung des für das kommende Jahr geltenden Wirtschaftsplans, 

4. die Entgegennahme und Beratung des Tätigkeits- und Finanzberichtes des Vorstandes mit der Stellung-
nahme des Caritasrates und des Tätigkeitsberichtes des Caritasrates,

5. die Entlastung des Vorstandes und des Caritasrates,

6. die Beschlussfassung über die Beitragsordnung,

7. die Beschlussfassung über Grundsätze für Aufnahme und Ausschluss von persönlichen und korporativen Mit-
gliedern sowie über Grundsätze zu Abschluss und Kündigung des Kooperationsvertrages mit assoziierten Trä-
gern durch den Diözesan-Caritasverband und die örtlichen und regionalen Caritasverbände, 

8. die Beschlussfassung über verbindliche Rahmenregelungen, Grundsätze und Richtlinien zur Herbeiführung 
gemeinsamen Handelns der im Diözesan-Caritasverband zusammengefassten Caritas des Bistums Essen und 
dem Schutz des Ansehens der Caritas,

9. die Beratung und Entscheidung über Fragen von grundsätzlicher Bedeutung sowie die verbindliche Beschluss-
fassung über die Wahrnehmung der Aufgaben der im Diözesan-Caritasverband zusammengefassten Caritas 
des Bistums Essen,

10. die Beschlussfassung über die Errichtung der diözesanen Arbeitsgemeinschaften und deren Ordnungen,

11. die Beschlussfassung über den Widerspruch eines Mitglieds gegen seinen vom Caritasrat beschlossenen 
Ausschluss,
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12. der Erlass einer Wahlordnung für die Wahlen gemäß der Ziffern 1 und 2,

13. die Genehmigung der Geschäftsordnung des Caritasrates,

14. der Erlass einer Geschäftsordnung für die Delegiertenversammlung,

15. der Erlass einer Ordnung über die Bildung und Arbeitsweise von Ausschüssen und Kommissionen gemäß § 
21,

16. die Beschlussfassung über Satzungsänderungen und die Auflösung des Diözesan-Caritasverbandes.

§ 13 Sitzungen und Beschlüsse der Delegiertenversammlung

(1) Die ordentliche Delegiertenversammlung ist in der Regel einmal im Jahr abzuhalten.

(2) Eine außerordentliche Delegiertenversammlung ist einzuberufen, wenn das Interesse des Diözesan-Cari-
tasverbandes es erfordert oder wenn mindestens ein Viertel der Mitglieder der Delegiertenversammlung dies 
schriftlich unter Angabe der Gründe beim Vorstand beantragt.

(3) Die Delegiertenversammlung wird von einer oder einem aus der Mitte des Caritasrates gewählten Vertre-
terin/Vertreter geleitet.

(4) Die Einberufung erfolgt durch den Vorsitzenden des Caritasrates in Abstimmung mit der/dem Vorsitzen-
den des Vorstands schriftlich unter Angabe der Tagesordnung. Die Einberufungsfrist beträgt wenigstens vier 
Wochen.

(5) Die Delegiertenversammlung kann mit oder ohne Anwesenheit an einem Versammlungsort als Präsenz– 
oder virtuelle Versammlung oder einer Kombination aus beiden abgehalten werden. Soweit die Delegierten-
versammlung virtuell abgehalten wird, werden die Mitgliedschaftsrechte im Wege der elektronischen Kommu-
nikation ausgeübt. Eine eindeutige Identifizierung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer muss dabei gewähr-
leistet sein. Das Nähere kann in der Geschäftsordnung geregelt werden.

(6) Anträge, weitere Angelegenheiten nachträglich auf die mit der Einladung zugegangene Tagesordnung zu 
setzen, sind schriftlich mit einer Frist von zwei Wochen vor der Delegiertenversammlung beim Vorstand einzu-
reichen. Über ihre Behandlung entscheidet die Delegiertenversammlung. Werden solche Anträge erst in der 
Versammlung gestellt, bedürfen sie zu ihrer Annahme einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gül-
tigen Stimmen.

(7) Die Delegiertenversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
Sie fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, sofern diese Satzung 
nichts anderes vorsieht. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Die in § 11 Abs. 2 aufgeführten 
Mitglieder haben jeweils eine Stimme. Das Stimmrecht ist übertragbar und erfolgt durch schriftliche Über-
tragung auf ein anderes stimmberechtigtes Mitglied. Dabei kann ein Mitglied nicht mehr als zwei Stimmen auf 
sich vereinigen. 

(8) Abstimmungen und Wahlen können durch Akklamation durchgeführt werden. Eine geheime Abstimmung 
oder Wahl ist durchzuführen, wenn dies von einem stimmberechtigten Mitglied beantragt wird. 

(9) Bei Wahlen entscheidet die einfache Mehrheit. Wenn diese nicht erreicht wird, ist die Wahl zu wiederholen. 
Im dritten Wahlgang genügt die relative Mehrheit. 

(10) Über die Sitzung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von der Protokollführerin/dem Protokollführer und der 
Versammlungsleiterin/dem Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist. 

(11) Die Delegiertenversammlung kann Ausschüsse und Kommissionen bilden und diese sowie die diözesanen 
Arbeitsgemeinschaften gem. § 3 Abs. 3 Satz 1 mit der Erarbeitung von Beschlussvorlagen beauftragen. Das 
Nähere regelt eine von der Delegiertenversammlung zu erlassende Ordnung.

(12) Die Mitglieder des Caritasrates und des Vorstands nehmen mit beratender Stimme an den Sitzungen 
der Delegiertenversammlung teil, sofern die Delegiertenversammlung über deren Teilnahme im Einzelfall zu 
bestimmten Tagesordnungspunkten nichts anderes beschließt.

(13) Die Delegiertenversammlung kann zu ihren Sitzungen Gäste und Fachleute hinzuziehen. Der bischöfliche 
Beauftragte für den Ständigen Diakonat des Bistums Essen nimmt als ständiger Gast mit beratender Stimme 
an den Sitzungen der Delegiertenversammlung teil.

(14) Auch ohne Versammlung der Mitglieder (Umlaufverfahren/Sternverfahren) ist ein Beschluss gültig, wenn 
sich innerhalb der dazu vom Vorstand gesetzten Frist alle Mitglieder in Schrift- oder Textform mit der schrift-
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lichen Abgabe der Stimmen einverstanden erklären und der Beschluss mit der nach dieser Satzung erforder-
lichen Mehrheit gefasst wurde.

(15) Die Delegiertenversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 14 Der Caritasrat

(1) Der Caritasrat hat sieben stimmberechtigte Mitglieder. 

(2) Berufenes Mitglied und Vorsitzender des Caritasrates ist der jeweilige Generalvikar des Bistums Essen. 

(3) Die weiteren Mitglieder werden entsprechend ihrer persönlichen und fachlichen Kompetenz von der Dele-
giertenversammlung für eine Amtszeit von sechs Jahren gewählt. Davon sollen zwei Mitglieder Frauen sein.

(4) Der Caritasrat wählt aus seiner Mitte eine Stellvertreterin/einen Stellvertreter. Die Stellvertreterin/der 
Stellvertreter übernimmt die Aufgaben des Vorsitzenden bei dessen Verhinderung.

(5) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Diözesan-Caritasverbandes können nicht Mitglied des Caritasrates 
werden.

(6) Scheidet ein Mitglied des Caritasrates vor Ablauf der Amtsperiode aus seinem Amt aus, ist das Amt durch 
eine Nachwahl der Delegiertenversammlung für den Rest der Amtsperiode nachzubesetzen.

(7) Der Caritasrat gibt sich eine Geschäftsordnung, die von der Delegiertenversammlung genehmigt werden 
muss, § 12 Abs. 1 Nr. 13.

(8) Die Mitglieder des Caritasrates sind ehrenamtlich tätig und haben Anspruch auf Auslagenersatz.

(9) Der Caritasrat wird im Außenverhältnis durch seinen Vorsitzenden vertreten. Im Verhinderungsfall durch 
seine Stellvertreterin/seinen Stellvertreter. Der Verhinderungsfall ist nur im Innenverhältnis nachzuweisen.

§ 15 Aufgaben und Pflichten des Caritasrates

Dem Caritasrat obliegt die Aufsicht und Kontrolle des Vorstandes. Ihm obliegt insbesondere:

1. Wahl und Abwahl der zu wählenden Vorstandsmitglieder sowie Abschluss, Änderung und Beendigung der 
Dienstverträge mit den Vorstandsmitgliedern. Darüber hinaus vertritt der Caritasrat den Verband in allen die 
Dienstverhältnisse der Vorstandsmitglieder betreffenden Angelegenheiten, 

2. der Erlass einer Wahlordnung für die Wahlen gemäß der Ziffer 1,

3. die Förderung, Beratung und Kontrolle des Vorstandes und die zu diesem Zweck erforderliche Anforderung 
der Information über die Angelegenheiten des Diözesan-Caritasverbandes,

4. die Erarbeitung einer Stellungnahme zu Jahresabschluss, Wirtschaftsplan sowie Tätigkeits- und Finanzbe-
richt des Vorstandes zur Vorlage bei der Delegiertenversammlung und die Erstellung eines eigenen Tätigkeits-
berichtes,

5. die Entscheidung über Art und Umfang der jährlichen Prüfung des Jahresabschlusses, die Erteilung der 
Prüfungsaufträge und die Entgegennahme des Berichtes über die Prüfung des Jahresabschlusses sowie die 
Erstellung eines Ergebnisverwendungsvorschlags an die Delegiertenversammlung,

6. gemeinsam mit dem Vorstand die Vorbereitung der Sitzungen der Delegiertenversammlung,

7. die Beschlussfassung über den Ausschluss von Mitgliedern auf Antrag des Vorstandes sowie über die Kündi-
gung von Kooperationsverträgen mit assoziierten Trägern,

8. auf Antrag des Vorstandes die Entscheidung über die Zustimmung zu den zustimmungspflichtigen Rechts-
geschäften nach § 19,

9. der Erlass einer Revisionsordnung gemäß § 8 Abs. 3,

10. der Genehmigung der Geschäftsordnung für den Vorstand gem. § 17 Abs. 5,

11. die Beschlussfassung über Grundsätze und Richtlinien für die Leitung der Verbandsgeschäftsstelle und der 
Einrichtungen des Diözesan-Caritasverbandes durch den Vorstand,

12. die Bestellung der Mitglieder der Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsrates von Unternehmens-
beteiligungen des Diözesan-Caritasverbandes, 

13. die Mitwirkung im Rahmen des Schlichtungsverfahrens nach den Satzungen der örtlichen und regionalen 
Caritasverbände.
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14. die Wahl, die Wiederberufung und die Abberufung der gewählten Mitglieder des Kuratoriums der Cari-
tas-Stiftung im Bistum Essen.

§ 16 Sitzungen und Beschlüsse des Caritasrates

(1) Der Caritasrat wird von dem Vorsitzenden nach Bedarf in Abstimmung mit dem Vorstand einberufen, 
jedoch mindestens viermal im Jahr. Auf schriftlichen Antrag eines Drittels seiner Mitglieder ist er einzuberufen. 
Die Einberufungsfrist beträgt mindestens zwei Wochen. Die Einberufung erfolgt schriftlich unter Angabe der 
Tagesordnung.

(2) Der Caritasrat kann mit oder ohne Anwesenheit an einem Versammlungsort als Präsenz- oder virtuelle 
Versammlung oder eine Kombination aus beiden abgehalten werden. Soweit die Sitzung des Caritasrates vir-
tuell abgehalten wird, werden die Mitgliedschaftsrechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausge-
übt. Eine eindeutige Identifizierung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer muss dabei gewährleistet sein. Das 
Nähere kann in der Geschäftsordnung geregelt werden.

(3) Anträge, weitere Angelegenheiten nachträglich auf die mit der Einladung zugegangene Tagesordnung zu 
setzen, sind schriftlich mit einer Frist von einer Woche vor der Sitzung des Caritasrates bei dem Vorsitzenden 
des Caritasrates einzureichen. Über ihre Behandlung entscheidet der Caritasrat. Werden solche Anträge erst 
in der Versammlung gestellt, bedürften sie zu ihrer Annahme einer Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men.

(4) In dringenden Fällen kann – ohne Einberufung – durch den Vorsitzenden des Caritasrates schriftlich, fern-
mündlich oder elektronisch ein Beschluss unter den Mitgliedern gefasst werden, sofern kein Mitglied dieser 
Verfahrensweise widerspricht. Das Ergebnis der Beschlussfassung ist vom Vorsitzenden des Caritasrates 
schriftlich den Mitgliedern des Caritasrates und dem Vorstand mitzuteilen. 

(5) Die Sitzungen des Caritasrates werden von dem Vorsitzenden des Caritasrates geleitet. 

(6) Der Vorstand nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des Caritasrates teil, sofern er über deren 
Teilnahme im Einzelfall zu bestimmten Tagesordnungspunkten nichts anderes beschließt.

(7) Der Caritasrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Die Beschlüsse 
werden mit einfacher Mehrheit gefasst, sofern diese Satzung nichts anderes vorsieht. Bei Stimmengleichheit 
gilt der Antrag als abgelehnt.

(8) Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorsitzende des Caritasrates verpflichtet, innerhalb von vier Wochen den 
Caritasrat zu einer zweiten Sitzung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen. In dieser Sitzung ist der Cari-
tasrat ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung 
hinzuweisen.

(9) Über die Beschlüsse des Caritasrates ist eine Niederschrift zu fertigen, die wenigstens die gefassten 
Beschlüsse enthalten muss. Sie ist von der Sitzungsleitung und der das Protokoll führenden Person zu unter-
zeichnen.

(10) Auch ohne Versammlung der Mitglieder (Umlaufverfahren/Sternverfahren) ist ein Beschluss gültig, wenn 
sich innerhalb der dazu vom Vorstand gesetzten Frist alle Mitglieder in Schrift- oder Textform mit der schrift-
lichen Abgabe der Stimmen einverstanden erklären und der Beschluss mit der nach dieser Satzung erforder-
lichen Mehrheit gefasst wurde.

§ 17 Der Vorstand

(1) Der Vorstand besteht in der Regel aus der oder dem hauptamtlichen Vorsitzenden. Er kann durch bis zu zwei 
weitere hauptamtliche Vorstandsmitglieder ergänzt werden.

(2) Der/die Vorsitzende des Vorstandes sowie die bis zu zwei weiteren hauptamtlichen Vorstandsmitglieder 
werden vom Caritasrat gewählt und vom Bischof von Essen bestätigt. Er kann die Ernennung nur aus wichti-
gem Grund versagen.

(3) Die Vorstandsmitglieder tragen den Titel Diözesan-Caritasdirektor/in.

(4) Die Vorstandsmitglieder üben ihre Tätigkeit zeitlich befristet aus. Die Amtsdauer der Mitglieder des Vor-
stands beträgt sechs Jahre. Die Wiederwahl von Vorstandsmitgliedern ist zulässig.

(5) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, die durch den Caritasrat gem. § 15 Nr. 10 zu genehmigen ist.
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§ 18 Aufgaben und Pflichten des Vorstandes

(1) Der Vorstand leitet den Diözesan-Caritasverband nach Maßgabe der von den Verbandsorganen festge-
legten Grundsätze und Richtlinien in Übereinstimmung mit staatlichen und kirchlichen Rechtsvorschriften und 
der Verbandssatzung. Er führt die Geschäfte und ist für die Ausführung der Beschlüsse der Verbandsorgane 
verantwortlich. Er ist für die Erledigung aller Aufgaben zuständig, soweit nicht die anderen Verbandsorgane 
nach dieser Satzung zuständig sind. 

(2) Der Vorstand hat mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes zu handeln. Der/die Diözesan-Caritas-
direktor/in ist Dienstvorgesetzter/Dienstvorgesetzte aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Diözesan-Ca-
ritasverbandes und nimmt die Rechte und Pflichten des Diözesan-Caritasverbandes als Dienstgeber im Sinne 
arbeits- und sozialrechtlicher Vorschriften wahr.

(3) Der Vorstand nach § 17 Abs. 1 ist gleichzeitig Vorstand im Sinne des § 26 BGB. Der Vorstand vertritt den 
Verein gerichtlich und außergerichtlich. Die Vorstandsmitglieder sind jeweils nach außen alleinvertretungsbe-
rechtigt. Der Vorstand kann den von ihm bestimmten Personen Handlungsvollmacht oder beschränkte Voll-
machten erteilen.

(4) Zu den Aufgaben des Vorstandes gehören insbesondere:

1. die Vorbereitung und Durchführung der Beschlüsse des Caritasrates und der Delegiertenversammlung,

2. die Vorlage des Tätigkeits- und Finanzberichtes, des Wirtschaftsplans und des Jahresabschlusses beim 
Caritasrat und der Delegiertenversammlung,

3. die Aufnahme und die Mitwirkung beim Ausschluss von Mitgliedern sowie der Abschluss eines Kooperations-
vertrages mit assoziierten Trägern und die Mitwirkung bei der Kündigung der Verträge,

4. die Mitteilung der Ergebnisse der gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 2 durchgeführten Wahlen an den Vorstand des Deut-
schen Caritasverbandes e.V.,

5. die Mitwirkung im Rahmen des Schlichtungsverfahrens nach den Satzungen der örtlichen und regionalen 
Caritasverbände,

6. die Durchführung der kirchenrechtlichen Aufsicht für den Bischof von Essen in den Fällen, in denen die Ver-
bandssatzung eines örtlichen oder regionalen Caritasverbandes im Bistum Essen die Übernahme dieser Auf-
sicht regelt.

(5) Der Vorstand hat seine Aufgaben in enger Zusammenarbeit mit dem Caritasrat wahrzunehmen und alles zu 
veranlassen, was die Kontrolle der Tätigkeit des Vorstandes erleichtert. Er hat den Caritasrat über alle Angele-
genheiten des Diözesan-Caritasverbandes einschließlich seiner mit ihm verbundenen Unternehmen zu unter-
richten, insbesondere über 

1. die beabsichtigte Geschäftspolitik und andere grundsätzliche Fragen der Finanz-, Investitions- und Perso-
nalplanung,

2. die Entwicklung der Finanz- und Ertragslage,

3. den Gang der Geschäfte und die Lage des Diözesan-Caritasverbandes,

4. Geschäfte, die für die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage oder die Liquidität des Diözesan-Caritasver-
bandes von erheblicher Bedeutung sein können.

Die Berichte zu Nr. 1 sollen mindestens einmal jährlich, die Berichte zu Nr. 2 und Nr. 3 sollen mindestens zweimal 
jährlich dem Caritasrat vorgelegt werden. Die Berichte zu Nr. 4 sollen so rechtzeitig vorgelegt werden, dass 
der Caritasrat vor Vornahme der Geschäfte Gelegenheit hat, zu ihnen Stellung zu nehmen.

(6) Darüber hinaus ist dem Caritasrat aus sonstigen wichtigen Anlässen zu berichten. Als wichtiger Anlass ist 
auch ein dem Vorstand bekannt gewordener geschäftlicher Vorgang bei einem verbundenen Unternehmen 
anzusehen, der für die Lage des Diözesan-Caritasverbandes von erheblichem Einfluss sein kann.

(7) Der Caritasrat kann jederzeit vom Vorstand einen Bericht verlangen über Angelegenheiten des Diö-
zesan-Caritasverbandes, über seine rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen zu verbundenen Unterneh-
men sowie über geschäftliche Vorgänge bei diesen Unternehmen, die auf die Lage des Diözesan-Caritasver-
bands erhebliche Auswirkungen haben können. Auch ein einzelnes Mitglied des Caritasrates kann einen Bericht, 
jedoch nur an den gesamten Caritasrat, verlangen. Der Caritasrat kann jederzeit selbst oder durch einzelne 
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von ihm zu bestimmende Personen die Bücher und Schriften des Diözesan-Caritasverbandes einsehen sowie 
die Finanz- und Ertragslage oder die Liquidität des Diözesan-Caritasverbandes prüfen lassen.

(8) Der Vorstand ist verpflichtet, den intern erstellten ungeprüften Jahresabschluss mit dem Geschäftsbericht 
spätestens bis zum 30.06. des Folgejahres dem Caritasrat vorzulegen. Das gleiche gilt für den vom Vorstand 
in analoger Anwendung der §§ 290 ff. HGB zu erstellenden Abschluss, der auch die verbundenen Unternehmen 
des Diözesan-Caritasverbandes einbezieht.

(9) Der Vorstand erstellt einen jährlichen Wirtschaftsplan, bestehend aus Betriebshaushalt und Investitions-
plan sowie einer Stellenübersicht. In den Investitionsplan sind auch Miet-, Pacht-, Leasing- und andere Dauer-
schuldverhältnisse einzubeziehen.

(10) Der Vorstand hat geeignete Maßnahmen zu treffen, insbesondere ein Risikomanagementsystem einzu-
richten, damit den Fortbestand des Diözesan-Caritasverbandes gefährdende Entwicklungen früh erkannt 
werden. Der Vorstand wird für die Anwendung der gleichen Grundsätze bei verbundenen Unternehmen sor-
gen, bei denen er unmittelbar oder mittelbar über die Mehrheit der Anteile oder der Stimmrechte verfügt. 

(11) Bei mehreren Vorstandsmitgliedern bedürfen die Entscheidungen des Vorstands der Beschlussfassung. 
Näheres regelt die Geschäftsordnung des Vorstands nach § 17 Abs. 5.

§ 19 Zustimmungspflichtige Rechtsgeschäfte des Vorstands

Der Vorstand hat bei Entscheidungen von besonderer Tragweite die Einwilligung des Caritasrates einzuholen. 
Hierzu gehören insbesondere:

1. Abschluss und Änderung von Verträgen mit leitenden Mitarbeitern im Sinne der kirchlichen Mitarbeiterver-
tretungsordnung,

2. Feststellung des Stellenplans,

3. Anschaffungen und sonstige Investitionen, die im Wirtschaftsplan nicht vorgesehen sind oder den Rahmen 
des Wirtschaftsplans überschreiten,

4. Erteilung und Widerruf von Vollmachten nach § 18 Abs. 3,

5. Aufnahme und Gewährung von Krediten,

6. Eingehung von Wechselverbindlichkeiten, Übernahme von Bürgschaften und Garantieverpflichtungen sowie 
die Eingehung ähnlicher Verpflichtungen,

7. Prozessführung als klagende oder beklagte Partei,

8. Erweiterung, Verkleinerung einzelner Geschäftsbereiche des Diözesan-Caritasverbandes,

9. Erlass allgemeiner Dienstanweisungen,

10. Entscheidungen über die Aufnahme neuer Mitglieder sowie der Abschluss von Kooperationsverträgen mit 
assoziierten Mitgliedern,

11. Soweit nicht bereits erfasst, alle nach § 20 der bischöflichen Genehmigung unterliegende Entscheidungen,

12. In allen weiteren in der Geschäftsordnung des Vorstands aufgeführten Rechtsgeschäfte. 

§ 20 Genehmigungsvorbehalt und bischöfliche Aufsicht

(1) Folgende Entscheidungen des Diözesan-Caritasverbandes bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Geneh-
migung des Bischofs von Essen:

1. Belastung, Veräußerung und Aufgabe des Eigentums und sonstiger Rechte an Grundstücken,

2. Übernahme von Bürgschaften, Aufnahme und Gewährung von Darlehen mit Ausnahme kurzfristiger Auslei-
hungen sowie Durchführung und Planung von Bauvorhaben und größeren Instandsetzungsarbeiten außerhalb 
des Wirtschaftsplans mit einem Gesamtvolumen von über € 100.000,00,

3. Beschlüsse, die eine Änderung der Satzung oder die Auflösung des Diözesan-Caritasverbandes betreffen,

4. Beteiligung oder Mitgliedschaft an bzw. in juristischen Personen, die nicht der bischöflichen Aufsicht unter-
liegen.

(2) Die geprüften Jahresabschlüsse des Diözesan-Caritasverbandes sind einzureichen.
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§ 21 Ausschüsse und Kommissionen

(1) Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben können Delegiertenversammlung und Caritasrat Ausschüsse und Kom-
missionen bilden.

(2) Ausschüsse bestehen aus Mitgliedern der Organe.

(3) Kommissionen bestehen aus Mitgliedern der Organe und Externen.

(4) Das Nähere regelt eine von der Delegiertenversammlung zu erlassende Ordnung.

§ 22 Verbandszeichen und Wortmarke

(1) Das Verbandszeichen sowie die Wortmarke „Caritas“ sind markenrechtlich geschützt. Markeninhaber ist 
der Deutsche Caritasverband e.V.

(2) Das Verbandszeichen ist das Flammenkreuz in der vom Deutschen Caritasverband e.V. jeweils verbindlich 
festgelegten Form. Es dient der Wahrung und Kenntlichmachung der verbandlichen Identität.

(3) Zur Benutzung des Verbandszeichens sind nur die Mitglieder des Diözesan-Caritasverbandes gemäß § 5 
Abs. 1 Ziffer 2 bzw. § 5 Abs. 2 Ziffer 1 - 5 in Erfüllung ihrer satzungsgemäßen Aufgaben berechtigt.

(4) Die Mitglieder gemäß § 5 Abs. 1 Ziffer 2  bzw. § 5 Abs. 2 Ziffer 1 - 5 sind verpflichtet, ihnen bekannt gewor-
dene Verstöße gegen den Schutz des Verbandszeichens und die Wortmarken dem Vorstand unverzüglich mit-
zuteilen.

(5) Das Recht, wegen einer Störung des Verbandszeichens gegen Dritte vorzugehen, wird gemäß § 21 Abs. 5 
der DCV-Satzung vom Diözesan-Caritasverband und vom Deutschen Caritasverband wahrgenommen.

§ 23 Altersbegrenzungen

Es gelten für die Gremien folgende Altersbegrenzungen:

1. Die Tätigkeit im Vorstand endet mit Erreichen des gesetzlichen Renteneintrittsalters.

2. Altersgrenze für die Wahl in den Caritasrat ist das gesetzliche Renteneintrittsalter.

§ 24 Satzungsänderung und Auflösung des Diözesan-Caritasverbandes

Eine Änderung der Satzung und des Satzungszwecks sowie die Auflösung des Diözesan-Caritasverbandes 
können nur durch eine Delegiertenversammlung beschlossen werden. Der Beschluss über eine Satzungsände-
rung, eine Änderung des Satzungszwecks und über die Auflösung des Diözesan-Caritasverbandes bedarf einer 
Mehrheit von drei Vierteln der erschienenen Mitglieder und zu seiner Rechtswirksamkeit der Genehmigung des 
Bischofs von Essen, der Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt sowie der Eintragung ins Vereinsregister. 
Redaktionelle Änderungen und Änderungen der Satzung, welche durch Vorgaben von Gerichten und Behörden 
erforderlich werden, kann der Caritasrat einstimmig vornehmen. Diese Änderungen sind der Delegiertenver-
sammlung zur Kenntnis zu geben.

§ 25 Vermögensanfall bei Auflösung oder Aufhebung des Diözesan-Caritasverbandes

Bei Auflösung oder Aufhebung des Diözesan-Caritasverbandes oder bei Wegfall des bisherigen Zweckes fällt 
das Vermögen des Vereins an das Bistum Essen, das es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige und 
mildtätige Zwecke im Sinne der Caritas der Katholischen Kirche im Bistum Essen zu verwenden hat.

§ 26 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt in Kraft nach Genehmigung durch den Bischof von Essen und mit Eintragung in das Ver-
einsregister.

Nr. 40 Beschluss der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen am 24. Mai 2023 – Übernahme des TV 
Inflationsausgleich in die KAVO -

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, 
Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 24. Mai 2023 beschlossen:

I) Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, Münster 
(nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn vom 15.12.1971 (Kirchliches Amtsblatt 1971, S. 157ff), zuletzt geän-
dert am 03.05.2023 (Kirchliches Amtsblatt 2023, S. 82f.), wird wie folgt geändert:
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Die Anlage 4 wird wie folgt neu gefasst:

„Bestimmungen über Einmalzahlungen

§ 1 Inflationsausgleich 2023

(1) Mitarbeiter erhalten eine einmalige Sonderzahlung mit dem Entgelt für den Monat Juni 2023 (Inflationsaus-
gleich 2023), wenn ihr Arbeitsverhältnis am 1. Mai 2023 bestand und an mindestens einem Tag zwischen dem 
1. Januar 2023 und dem 31. Mai 2023 Anspruch auf Entgelt bestanden hat.

(2) Die Höhe des Inflationsausgleichs 2023 beträgt 1.240 Euro. § 29 Absatz 2 KAVO gilt entsprechend. Maß-
geblich sind die jeweiligen Verhältnisse am 1. Mai 2023. Mitarbeiter, die unter den Anwendungsbereich der 
Anlage 22a KAVO fallen und sich am Stichtag 1. Mai 2023 in der Freistellungsphase der Altersteilzeit (Block-
modell) befinden, haben einen Anspruch auf den Inflationsausgleich 2023 in Höhe der Hälfte des Inflationsaus-
gleichs 2023, den sie erhalten würden, wenn sie mit der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit weitergearbeitet 
hätten, maximal also in Höhe von 620 Euro.

§ 2 Monatliche Sonderzahlungen

(1) Mitarbeiter erhalten in den Monaten Juli 2023 bis Februar 2024 (Bezugsmonate) monatliche Sonderzahlun-
gen. Die Auszahlung erfolgt mit dem Entgelt des jeweiligen Bezugsmonats. Der Anspruch auf den monatlichen 
Inflationsausgleich besteht jeweils nur, wenn in dem Bezugsmonat ein Arbeitsverhältnis besteht und an min-
destens einem Tag im Bezugsmonat Anspruch auf Entgelt bestanden hat.

(2) Die Höhe der monatlichen Sonderzahlungen beträgt 220 Euro. § 29 Absatz 2 KAVO gilt entsprechend. 
Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse am 1. Tag des jeweiligen Bezugsmonats. Mitarbeiter, die unter den 
Anwendungsbereich der Anlage 22a KAVO fallen und sich in der Freistellungsphase der Altersteilzeit (Block-
modell) befinden, haben einen Anspruch auf monatliche Sonderzahlungen in Höhe der Hälfte der monatlichen 
Sonderzahlung, die sie erhalten würden, wenn sie mit der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit weitergearbei-
tet hätten, maximal also in Höhe von 110 Euro, wenn in dem Bezugsmonat das Arbeitsverhältnis besteht und an 
mindestens einem Tag im Bezugsmonat Anspruch auf Entgelt bestanden hat.

§ 3 Gemeinsame Bestimmungen für die Sonderzahlungen nach §§ 1 und 2

(1) Der Inflationsausgleich 2023 nach § 1 sowie die monatlichen Sonderzahlungen nach § 2 werden jeweils 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Entgelt gewährt. Es handelt sich jeweils um einen Zuschuss des Dienstge-
bers zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise im Sinne des § 3 Nummer 11c des Einkommensteu-
ergesetzes.

(2) Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 1 Absatz 1 bzw. § 2 Absatz 1 Satz 3 sind auch der Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung aus Anlass der in § 23a Abs. 1 Satz 1 KAVO genannten Ereignisse und der Anspruch auf Kranken-
geldzuschuss (§ 30 Absatz 2 und 3 KAVO), auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialver-
sicherungsträgers nicht gezahlt wird. Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld 
nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, Leistungen nach § 56 IfSG, Kurzarbeitergeld 
und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG.

(3) Der Inflationsausgleich 2023 und die monatlichen Sonderzahlungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt.

(4) Der Inflationsausgleich 2023 und die monatlichen Sonderzahlungen sind bei der Bemessung sonstiger Leis-
tungen nicht zu berücksichtigen.“

II) Die Änderung unter Ziffer I) tritt am 1. Juni 2023 in Kraft. 

Die vorstehende Änderung setze ich hiermit für das Bistum Essen in Kraft. 

Essen, 07.06.2023

 + Dr. Franz-Josef Overbeck
 Bischof von Essen
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Nr. 41 Beschluss der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen am 24. Mai 2023 – Inhaltliche Übernahme 
des TV Inflationsausgleichs in die Berufsausbildungsordnung – 

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, 
Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 24. Mai 2023 beschlos-
sen:

I) Die Ordnung für Berufsausbildungsverhältnisse für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, Münster (nord-
rhein-westfälischer Teil) und Paderborn vom 05.04.1991 (Kirchliches Amtsblatt 1991, S. 107ff.), zuletzt geändert 
am 03.05.2023 (Kirchliches Amtsblatt 2023, S. 83), wird wie folgt geändert:

An § 26 wird ein § 27 folgenden Wortlauts angefügt:

„§ 27 Inflationsausgleich

(1) Die §§ 1 bis 3 der Anlage 4 KAVO finden auf die Berufsausbildungsverhältnisse im Sinne dieser Ordnung 
nach Maßgabe der folgenden Absätze sinngemäß Anwendung.

(2) Abweichend von § 1 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe des Inflationsausgleichs (2023) 620 Euro.

(3) Abweichend von § 2 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe der monatlichen Sonderzahlungen 110 
Euro.

(4) Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 1 Abs. 1 bzw. § 2 Abs. 1 S. 3 Anlage 4 KAVO sind auch die Ansprüche auf 
Entgeltfortzahlung nach §§ 11, 15 und 16 dieser Ordnung.“

II) Die Änderung unter Ziffer I. tritt am 1. Juni 2023 in Kraft.

Die vorstehende Änderung setze ich hiermit für das Bistum Essen in Kraft. 

Essen, 07.06.2023

 + Dr. Franz-Josef Overbeck
 Bischof von Essen

Nr. 42 Beschluss der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen am 24. Mai 2023 – Inhaltliche Übernahme 
des TV Inflationsausgleich in die Ordnung für Praktikumsverhältnisse - 

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-) Diözesen Aachen, Essen, 
Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 24. Mai 2023 
beschlossen:

I)  Die Ordnung für Praktikumsverhältnisse für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, Münster (nord-
rhein-westfälischer Teil) und Paderborn vom 07.04.1992 (Kirchliches Amtsblatt 1992, S. 47ff.), zuletzt geändert 
am 03.05.2023 (Kirchliches Amtsblatt 2022, S. 84), wird wie folgt geändert:

An § 19 wird ein § 20 folgenden Wortlauts angefügt:

„§ 20 Inflationsausgleich

(1) Die §§ 1 bis 3 der Anlage 4 KAVO finden auf die Praktikumsverhältnisse im Sinne dieser Ordnung nach Maß-
gabe der folgenden Absätze sinngemäß Anwendung.

(2) Abweichend von § 1 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe des Inflationsausgleichs (2023) 620 Euro.

(3) Abweichend von § 2 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe der monatlichen Sonderzahlungen 110 
Euro.

(4) Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 1 Abs. 1 bzw. § 2 Abs. 1 S. 3 Anlage 4 KAVO sind auch die Ansprüche auf 
Entgeltfortzahlung nach §§ 12 und 14 dieser Ordnung.“

II) Die Änderung unter Ziffer I. tritt am 1. Juni 2023 in Kraft.

Die vorstehende Änderung setze ich hiermit für das Bistum Essen in Kraft. 

Essen, 07.06.2023

 + Dr. Franz-Josef Overbeck
 Bischof von Essen
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Nr. 43 Beschluss der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen am 24. Mai 2023 – Inhaltliche Übernahme 
des TV Inflationsausgleich in die PiA-Ordnung –

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-) Diözesen Aachen, Essen, 
Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 24. Mai 2023 
beschlossen:

I) Die Ordnung für Schülerinnen in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur Erzieherin, Kinderpflegerin oder 
Heilerziehungspflegerin nach landesrechtlichen Regelungen (PiA-Ordnung) für die (Erz-)Bistümer Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn vom 21.06.2019 (Kirchliches Amtsblatt 
2019, S. 79ff.), zuletzt geändert am 03.05.2023 (Kirchliches Amtsblatt 2023, S. 84) wird wie folgt geändert:

An § 24 wird ein § 25 folgenden Wortlauts angefügt:

„§ 25 Inflationsausgleich

(1) Die §§ 1 bis 3 der Anlage 4 KAVO finden auf die Ausbildungsverhältnisse im Sinne dieser Ordnung nach Maß-
gabe der folgenden Absätze sinngemäß Anwendung.

(2) Abweichend von § 1 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe des Inflationsausgleichs (2023) 620 Euro.

(3) Abweichend von § 2 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe der monatlichen Sonderzahlungen 110 Euro.

(4) Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 1 Abs. 1 bzw. § 2 Abs. 1 S. 3 Anlage 4 KAVO sind auch die Ansprüche auf 
Entgeltfortzahlung nach §§ 11, 15 und 16 dieser Ordnung.“

II) Die Änderung unter Ziffer I. tritt am 1. Juni 2023 in Kraft.

Die vorstehende Änderung setze ich hiermit für das Bistum Essen in Kraft. 

Essen, 07.06.2023

 + Dr. Franz-Josef Overbeck
 Bischof von Essen

Nr. 44 Beschluss der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen am 24. Mai 2023 – Inhaltliche Übernahme 
des TV Inflationsausgleich in die Studierendenordnung - 

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-) Diözesen Aachen, Essen, 
Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 24. Mai 2023 
beschlossen:

I)  Die Ordnung für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen für die (Erz-)Bistümer 
Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn vom 19.11.2021 (Kirchliches Amts-
blatt 2021, S. 185ff), zuletzt geändert am 03.05.2023 (Kirchliches Amtsblatt 2023, S. 85), wird wie folgt geän-
dert:

An § 26 wird ein § 27 folgenden Wortlauts angefügt:

„§ 27 Inflationsausgleich

(1) Die §§ 1 bis 3 der Anlage 4 KAVO finden auf die Ausbildungs- und Studienverhältnisse im Sinne dieser Ord-
nung nach Maßgabe der folgenden Absätze sinngemäß Anwendung.

(2) Abweichend von § 1 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe des Inflationsausgleichs (2023) 620 Euro.

(3) Abweichend von § 2 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe der monatlichen Sonderzahlungen 110 
Euro.

(4) Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 1 Abs. 1 bzw. § 2 Abs. 1 S. 3 Anlage 4 KAVO sind auch die Ansprüche auf 
Entgeltfortzahlung nach §§ 11, 15 und 16 dieser Ordnung.“

II) Die Änderung unter Ziffer I. tritt am 1. Juni 2023 in Kraft.

Die vorstehende Änderung setze ich hiermit für das Bistum Essen in Kraft. 

Essen, 07.06.2023

 + Dr. Franz-Josef Overbeck
 Bischof von Essen
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Nr. 45  Beschlüsse der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes am 23. März 2023

A. Abtretungsverbot nach Abschnitt X Absatz f der Anlage 1 zu den AVR

I. Der Abschnitt X der Anlage 1 zu den AVR wird wie folgt geändert:

1. Die Anmerkung zu Abschnitt X der Anlage 1 zu den AVR wird zu Anmerkung Nr. 1.

2. Zu Abschnitt X der Anlage 1 zu den AVR wird eine Anmerkung Nr. 2 neu eingefügt:

„2. Die Regelung des Abs. f gilt nur für Dienstverträge, die vor dem 1. Oktober 2021 abgeschlossen wurden.“

II. Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 1. Juli 2022 in Kraft.

B. Vermittlungsvorschlag Kurzarbeit 

I. Änderungen in der Anlage 5 zu den AVR:

1. In der Anlage 5 zu den AVR wird der § 5 neu gefasst und die §§ 5a bis 5g neu eingefügt:

„§ 5 Kurzarbeit 

(1) §§ 5 bis 5g der Anlage 5 gelten für Mitarbeiter, die in einem ungekündigten Dienstverhältnis zu einem Dienst-
geber stehen.

(2) 1Für die Berechnung der Dienstbezüge gemäß Abschnitt II der Anlage 1 und der Krankenbezüge gemäß 
Abschnitt XII der Anlage 1 gilt Abschnitt II a mit Ausnahme von Absatz b zweiter Halbsatz der Anlage 1 entspre-
chend. 2Für die Anwendung sonstiger Bestimmungen der AVR bleibt die Kürzung der dienstvertraglich verein-
barten Arbeitszeit und die sich daraus ergebende Minderung der Bezüge außer Betracht.

(3) Mitarbeiter, deren Arbeitszeit länger als drei zusammenhängende Wochen verkürzt worden ist, können ihr 
Dienstverhältnis mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende kündigen.

§ 5a Voraussetzungen der Einführung und Ausgestaltung der Kurzarbeit

(1) 1Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen gemäß SGB III und der Kurzarbeitergeldverordnung kann 
der Dienstgeber nach Abschluss einer Dienstvereinbarung Kurzarbeit anordnen. 2Die Dienstvereinbarung legt 
ein Datum des Beginns der Kurzarbeit oder einen Zeitraum, in dem die Kurzarbeit beginnt, fest. 3Dieser Zeit-
raum beträgt höchstens zwei Monate ab Abschluss der Dienstvereinbarung. 4Die Mitarbeitervertretung ist 
über die beabsichtigte Einführung von Kurzarbeit unverzüglich und umfassend zu informieren. 5Die gesetz-
lichen Rechte der Mitarbeitervertretung bleiben darüber hinaus bestehen, soweit durch die §§ 5 bis 5g der 
Anlage 5 keine abschließende Regelung getroffen wird. 6In Einrichtungen ohne Mitarbeitervertretung ist die 
Kurzarbeit mit jedem betroffenen Mitarbeiter gesondert zu vereinbaren.

(2) 1Der Beginn der Kurzarbeit ist den von Kurzarbeit betroffenen Mitarbeitern mit einer Frist von fünf Kalen-
dertagen anzukündigen. 2Sieht die Dienstvereinbarung einen konkreten Beginn vor, gilt als Ankündigung die 
Bekanntgabe der Dienstvereinbarung i.S.d. Absatz 1. 3Sieht die Dienstvereinbarung einen Zeitraum für den 
Beginn der Kurzarbeit im Sinne des Absatzes 1 vor, so ist der Beginn den Mitarbeitern auf betriebsüblichem 
Wege bekannt zu machen.

§ 5b Umfang der Kurzarbeit

1Die Kurzarbeit kann in Einrichtungen sowie Teilen derselben, nicht jedoch für einzelne Mitarbeiter, eingeführt 
werden. 2Die Kurzarbeit kann bis zu einer Herabsetzung der Arbeitszeit auf null Stunden eingeführt werden.

§ 5c Anzeige und Antrag bei der Agentur für Arbeit – Information durch den Dienstgeber

(1) Der Dienstgeber zeigt im Falle der Notwendigkeit von Kurzarbeit den Arbeitsausfall unverzüglich bei der 
zuständigen Agentur für Arbeit an und stellt die Anträge zur Gewährung von Kurzarbeitergeld.

(2) Die Mitarbeitervertretung erhält Kopien der Anzeige, des Erstantrags mit Anlagen und der Bescheide der 
Agentur für Arbeit.

(3) Im Falle des § 5a Abs. 1 Satz 6 hat der Dienstgeber den Mitarbeitern die für sie erforderlichen Informationen 
zur Verfügung zu stellen.
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§ 5d Aufstockung des Kurzarbeitergeldes

(1) 1Die Mitarbeiter, die von der Kurzarbeit betroffen sind, erhalten vom Dienstgeber zusätzlich zum verkürz-
ten Entgelt und dem von der Agentur für Arbeit zu erwartenden Kurzarbeitergeld eine Aufstockungszahlung. 
Mitarbeiter, die mindestens für ein Kind unterhaltspflichtig sind, erhalten eine Aufstockung auf 87 v.H., die 
sonstigen Mitarbeiter auf 80 v.H. des nach § 106 SGB III berechneten pauschalierten Nettoentgelts aus dem 
Soll-Entgelt. 2Durch Dienstvereinbarung kann diese Aufstockung erhöht oder verringert werden.

(2) Ungekürzt weitergezahlt werden Urlaubsentgelt und Urlaubsgeld, vermögenswirksame Leistungen sowie 
Jahressonderzahlung bzw. Weihnachtszuwendung 

(3) Der Aufstockungsbetrag ist kein monatliches Entgelt und wird deshalb bei tariflichen Leistungen, deren 
Höhe vom Entgelt abhängig ist, nicht berücksichtigt.

(4) 1Werden während der Kurzarbeit betriebsbedingte Kündigungen gegenüber Mitarbeitern ausgesprochen, 
die sich in Kurzarbeit befinden, endet die Kurzarbeit. 2Im Fall einer solchen betriebsbedingten Kündigung 
erhöht sich für die zweite Hälfte der in Kurzarbeit verbrachten Zeit, mindestens jedoch für die letzten zwei 
Monate der Kurzarbeit vor dem Ausspruch der betriebsbedingten Kündigung die Aufstockung nach § 5d Abs. 
1 auf 100 v.H. des nach § 106 SGB III berechneten pauschalierten Nettoentgelts aus dem Soll-Entgelt. 3Hiervon 
kann durch Dienstvereinbarung nicht abgewichen werden.

§ 5e Zahlung des Kurzarbeitergeldes und des Aufstockungsbetrages

1Das Kurzarbeitergeld und der Aufstockungsbetrag werden zum Zeitpunkt der monatlichen Entgeltzahlung 
gemäß Abschnitt X der Anlage 1 durch den Dienstgeber gezahlt. 2Dies gilt unabhängig von dem Zahlungszeit-
punkt durch die Agentur für Arbeit.

§ 5f Urlaub und Altersteilzeit

(1) Eine aus der Kurzarbeit resultierende Minderung des Umfanges des Anspruches auf Erholungsurlaub nach § 
3 der Anlage 14 kann durch Dienstvereinbarung ganz oder teilweise ausgeschlossen werden. 

(2) 1Für Mitarbeiter in der Arbeitsphase des Altersteilzeitblockmodells kann § 10 der Anlage 17a entsprechend 
angewendet werden. 2Die Aufstockung gemäß § 5 Abs. 1 ist kein Regelarbeitsentgelt im Sinne von § 7 Abs. 3 
Satz 2 der Anlage 17a.

§ 5g Veränderung der Kurzarbeit

1Bei Unterbrechung, Ausweitung, Verlängerung oder Beendigung der Kurzarbeit ist die Mitarbeitervertretung 
im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte einzubeziehen. 2Die Änderungen müssen mit einer Frist von mindestens 
fünf Arbeitstagen angekündigt werden.“

II. Änderungen in § 2 Anlage 20 zu den AVR

In § 2 Absatz 2 der Anlage 20 zu den AVR wird folgender neuer Satz 3 eingefügt:

„3Ferner von § 2 Abs. 1 ausgenommen sind die §§ 5 bis 5g der Anlage 5; sie finden Anwendung.“

III. Änderungen in § 5 der Anlage 21 zu den AVR

In § 5 der Anlage 21 zu den AVR werden nach den Worten „die Arbeitszeit,“ die Worte „die Kurzarbeit,“ einge-
fügt. 

IV. Änderungen in § 1 Absatz 2 der Anlage 30 zu den AVR

§ 1 Absatz 2 Satz 3 der Anlagen 30 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst:

„3Anlage 5 gilt nicht mit Ausnahme von § 1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, §§ 5 bis 5g, § 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und 
§ 10.“

V. Änderung in § 1 Absatz 2 der Anlage 31 zu den AVR

§ 1 Absatz 2 Satz 3 der Anlagen 31 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst:

„3Anlage 5 gilt nicht mit Ausnahme von § 1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, §§ 5 bis 5g, § 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und 
§ 10.“

VI. Änderung in § 1 Absatz 2 der Anlage 32 zu den AVR

§ 1 Absatz 2 Satz 3 der Anlagen 32 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst:
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„3Anlage 5 gilt nicht mit Ausnahme von § 1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, §§ 5 bis 5g, § 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und 
§ 10.“

VII. Änderung in § 1 Absatz 2 der Anlage 33 zu den AVR

§ 1 Absatz 2 Satz 3 der Anlagen 33 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst:

„3Anlage 5 gilt nicht mit Ausnahme von § 1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, §§ 5 bis 5g, § 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und 
§ 10.“

VIII. Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 01. April 2023 in Kraft.

C. Korrekturbeschluss zum Beschluss der Bundeskommission vom 08. Dezember 2022 zur Tarifrunde im Sozial- 
und Erziehungsdienst – Teil 2  

1. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die Anmerkung „3“ entfernt.

2. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die folgende neue Anmerkung „3a“ eingefügt:

„Als entsprechende Tätigkeit von Erziehern gilt auch die Tätigkeit in Schulkindergärten, Ganztagsangeboten 
für Schulkinder, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen für nicht schulpflichtige Kinder und die Betreuung von 
über 18jährigen Personen (z.B. in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder in Ein-
richtungen der Gefährdetenhilfe).“

3. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die folgende neue Anmerkung „3b“ eingefügt:

„Als entsprechende Tätigkeit von Kinderpflegern gilt auch die Tätigkeit in Schulkindergärten, Ganztagsange-
boten für Schulkinder, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen für nicht schulpflichtige Kinder und die Betreuung 
von über 18jährigen Personen (z.B. in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder in 
Einrichtungen der Gefährdetenhilfe).“

4. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die Anmerkung Nr. 3 zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgelt-
gruppen S 2 bis S 18 durch Nr. 3a ersetzt.

5. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die Anmerkung Nr. 3b zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgelt-
gruppen S 2 bis S 18 den Entgeltgruppen S 2, S 3 sowie S 4 Nr. 1 hinzugefügt.

6. Die Änderungen treten zum 1. Januar 2023 in Kraft. 

D. Fristverlängerungen in Anlage 33 zu den AVR

I. § 13 Absatz 4 Satz 9 der Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt gefasst:

“9Die Regelungen nach Satz 8 sind befristet bis zum 30. September 2024.“

II. Satz 2 der Anmerkung 31 in Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird ersatzlos gestrichen.

III. Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 1. April 2023 in Kraft.

Die vorstehenden Änderungen setze ich hiermit für das Bistum Essen in Kraft.

Essen, 07.06.2023
 + Dr. Franz-Josef Overbeck
 Bischof von Essen

Nr. 46 Stiftungsordnung für das Bistum Essen

Präambel

Gemäß § 12 Absatz 3 Stiftungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Stiftungsgesetz NRW) obliegt es den 
Kirchen, Art und Umfang der erforderlichen Regelungen zur Aufsicht über die kirchlichen Stiftungen in eigener 
Verantwortung zu treffen. Für die katholischen Stiftungen im Bistum Essen wird daher folgende Stiftungsord-
nung erlassen:
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§ 1 Geltungsbereich

Diese Stiftungsordnung gilt für die kirchlichen Stiftungen im Sinne des § 11 Stiftungsgesetz NRW, die ihren Sitz 
im Bistum Essen haben und gemäß § 12 Absatz 4 Stiftungsgesetz NRW durch das Bistum Essen als kirchlich 
anerkannt sind (katholische Stiftungen).

§ 2 Kirchliche Stiftungsbehörde

(1) Träger der kirchlichen Stiftungsaufsicht ist das Bistum Essen. Soweit nicht anders bestimmt, ist kirchliche 
Behörde im Sinne des Stiftungsgesetzes NRW und kirchliche Stiftungsbehörde im Sinne dieser Stiftungsord-
nung das Bischöfliche Generalvikariat Essen.

(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde ist zuständige Stelle im Rahmen des staatlichen Feststellungsverfahrens im 
Sinne des § 12 Absatz 2 Stiftungsgesetz NRW.

§ 3 Kirchliche Stiftungsaufsicht

(1) Kirchliche Stiftungen unterliegen der Aufsicht der kirchlichen Stiftungsbehörde (Kirchliche Stiftungsauf-
sicht).

(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde wacht insbesondere darüber, dass die kirchlichen Stiftungen nach Maß-
gabe des kirchlichen und staatlichen Rechts, dem Willen des Stifters sowie des Stiftungsgeschäfts und der Sat-
zung der Stiftung einschließlich der Zuordnung zur Kirche verwaltet werden.

(3) Die Zuordnung zur Kirche wird durch die Verfolgung kirchlicher Zwecke oder die Wahrnehmung kirchlicher 
Aufgaben und dem Maß der institutionellen Verbindung mit der Kirche einschließlich der kirchlichen Stiftungs-
aufsicht gewährleistet.

(4) Die gesetzlichen Zuständigkeiten der staatlichen Stiftungsbehörden bleiben unberührt.

§ 4 Aufsichtsgrundsätze

(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde hat den bei Errichtung der Stiftung zum Ausdruck gekommenen Willen, 
hilfsweise den mutmaßlichen Willen des Stifters zu beachten. Sie verfolgt ein integriertes kirchliches Aufsichts-
verständnis, welches aufgaben-, ressourcen- und risikoorientiert ausgerichtet ist und berät und unterstützt 
Stifter sowie Stiftungen und deren Organe.

(2) Im Rahmen einer gestuften Aufsicht stärkt sie die Selbstständigkeit der Stiftung und die Eigenverantwort-
lichkeit des Handelns der Organe der Stiftung.

§ 5 Unterrichtung

(1) Die zuständigen Stiftungsorgane sind verpflichtet, die kirchliche Stiftungsbehörde unverzüglich über alle 
wesentlichen Vorgänge der Stiftung zu unterrichten. Darüber hinaus kann sich die kirchliche Stiftungsbehörde 
jederzeit über alle Angelegenheiten der kirchlichen Stiftungen unterrichten und Berichte anfordern.

(2) Liegen der kirchlichen Stiftungsbehörde Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Verwaltung der Stiftung 
gegen gesetzliche Bestimmungen oder die Satzung verstoßen wurde, kann sie hierzu Auskunft und die Vorlage 
von Unterlagen zur Einsichtnahme verlangen.

(3) Im Rahmen einer ordnungsgemäßen Aufsicht kann sie im erforderlichen Umfang eine weitergehende Prü-
fung vornehmen oder auf Kosten der Stiftung vornehmen lassen.

§ 6 Prüfung

(1) Die zuständigen Stiftungsorgane sind verpflichtet, die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung anzu-
wenden und der kirchlichen Stiftungsbehörde innerhalb von zwölf Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres 
eine Jahresrechnung (Einnahmen-/Ausgabenrechnung, Vermögensübersicht und Vermögensrechnung oder 
kaufmännischer Jahresabschluss) und einen Tätigkeitsbericht, der insbesondere die Erfüllung der Stiftungs-
zwecke beinhaltet, vorzulegen. Die kirchliche Stiftungsbehörde kann eine kürzere Vorlagefrist festlegen, ins-
besondere wenn vorangegangene Jahresrechnungen beanstandet wurden oder die Stiftung wiederholt ihrer 
Verpflichtung nach Satz 1 verspätet nachgekommen ist. Im Tätigkeitsbericht ist auch auf die Veränderung bei 
stiftungstragenden Einrichtungen sowie auf Chancen und Risiken für das Stiftungsvermögen einzugehen. 
Wenn der Prüfungsbericht einen Lagebericht enthält, kann auf den Tätigkeitsbericht verzichtet werden.

(2) Die Stiftung hat die Jahresrechnung unter Einbeziehung der Buchführung durch einen Wirtschaftsprüfer 
oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einen vereidigten Buchprüfer oder eine Buchprüfungsgesellschaft 
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oder eine vergleichbare Stelle (Abschlussprüfer) prüfen zu lassen. Die Prüfung hat sich insbesondere auf die 
Erhaltung des Grundstockvermögens und die satzungsmäßige Verwendung der Stiftungsmittel zu erstrecken.

(3) Die Stiftung kann auf Antrag durch vorherige schriftliche Zustimmung von der Pflicht zur Einbeziehung 
eines Abschlussprüfers befreit werden, wenn das Stiftungsvermögen oder der Aufwand zur Verwaltung des 
Stiftungsvermögens von geringem Umfang ist. Die Ausnahme kann zeitlich befristet werden. 

(4) Wird die Jahresrechnung durch einen der in Absatz 2 Satz 1 genannten Abschlussprüfer geprüft und der 
Prüfungsbericht der kirchlichen Stiftungsbehörde vorgelegt, soll die kirchliche Stiftungsbehörde von einer 
nochmaligen Prüfung absehen. Sie kann im erforderlichen Umfang eine weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung vornehmen lassen.

(5) § 7 gilt entsprechend.

§ 7 Beanstandung, Anordnung, Zwangsmittel

(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde kann Beschlüsse und Maßnahmen der Stiftungsorgane, die dem in dem Stif-
tungsgeschäft oder in der Satzung zum Ausdruck gebrachten Willen des Stifters oder gesetzlichen Bestim-
mungen widersprechen, beanstanden und verlangen, dass diese innerhalb einer von ihr bestimmten, ange-
messenen Frist aufgehoben oder rückgängig gemacht werden. Beanstandete Beschlüsse oder Maßnahmen 
dürfen nicht vollzogen werden. 

(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine rechtlich gebotene Maßnahme, kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
anordnen, dass die Maßnahme innerhalb einer von ihr bestimmten Frist durchgeführt wird.

(3) Kommt die Stiftung oder ein Stiftungsorgan einer Anordnung der kirchlichen Stiftungsbehörde binnen 
einer von der kirchlichen Stiftungsbehörde gesetzten Frist nicht nach, kann die kirchliche Stiftungsbehörde die 
Anordnung mit Zwangsmitteln unter den Voraussetzungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes des jewei-
ligen Landes, in dem die Stiftung ihren Sitz hat, vollstrecken.

§ 8 Abberufung von Organmitgliedern, Sachwalterbestellung

(1) Hat sich ein Mitglied eines Stiftungsorgans einer groben Pflichtverletzung schuldig gemacht oder ist es zur 
ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner der Stiftung gegenüber bestehenden Pflichten nicht in der Lage, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde die Abberufung dieses Mitglieds und die Berufung eines neuen Mitglieds 
an dessen Stelle verlangen. Sie kann dem Mitglied die Wahrnehmung seiner Geschäfte einstweilig untersagen. 

(2) Kommt die Stiftung der nach Absatz 1 Satz 1 getroffenen Anordnung nicht binnen einer ihr gesetzten ange-
messenen Frist nach, kann die kirchliche Stiftungsbehörde die Abberufung des Mitglieds verfügen und eine 
andere Person an dessen Stelle berufen.

(3) Wenn der Vorstand oder ein anderes Organ der Stiftung seine Aufgaben nicht wahrnehmen kann, weil 
Mitglieder des Organs fehlen, hat die kirchliche Stiftungsbehörde in dringenden Fällen auf Antrag eines Betei-
ligten oder von Amts wegen notwendige Maßnahmen zu treffen, um die Handlungsfähigkeit des Organs zu 
gewährleisten. Die kirchliche Stiftungsbehörde ist insbesondere befugt, Organmitglieder befristet zu bestellen 
oder von der satzungsmäßig vorgesehenen Zahl von Organmitgliedern befristet abzuweichen, insbesondere 
indem die kirchliche Stiftungsbehörde einzelne Organmitglieder mit Befugnissen ausstattet, die ihnen nach der 
Satzung nur gemeinsam mit anderen Organmitgliedern zustehen.

(4) Die kirchliche Stiftungsbehörde kann einem von ihr bestellten Organmitglied bei oder nach der Bestellung 
eine angemessene Vergütung auf Kosten der Stiftung bewilligen, wenn das Vermögen der Stiftung sowie der 
Umfang und die Bedeutung der zu erledigenden Aufgaben dies rechtfertigen. Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann die Bewilligung der Vergütung mit Wirkung für die Zukunft ändern oder aufheben. Eine solche Vergütung 
kann in Ausnahmefällen auch von der kirchlichen Stiftungsbehörde getragen werden. Ein solcher Ausnahme-
fall liegt insbesondere vor, wenn die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stiftung die Übernahme der Kosten für 
die Vergütung nicht erlauben. Ändern sich die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stiftung derart, dass sie zur 
Übernahme der Kosten für die Vergütung wieder in der Lage ist, kann die kirchliche Stiftungsbehörde die von 
ihr getragene Vergütung ersetzt verlangen.

(5) Reichen die Befugnisse der kirchlichen Stiftungsbehörde nach dieser Stiftungsordnung nicht aus, um eine 
dem Willen des Stifters und den Gesetzen entsprechende Verwaltung der Stiftung zu gewährleisten oder wie-
derherzustellen, kann die kirchliche Stiftungsbehörde die Durchführung der Beschlüsse und Anordnungen 
auf Kosten der Stiftung einem Sachwalter übertragen. Dessen Aufgabenbereich und Vollmacht sind in einer 
Bestellungsurkunde festzulegen.
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§ 9 Geltendmachung von Ansprüchen

Erlangt die kirchliche Stiftungsbehörde von einem Sachverhalt Kenntnis, der Schadensersatzansprüche der 
Stiftung gegen Mitglieder der Stiftungsorgane begründen könnte, kann sie der Stiftung eine vertretungsbe-
rechtigte Person zur Klärung durch Durchsetzung ihrer Ansprüche bestellen. Die Kosten entsprechender Maß-
nahmen trägt die Stiftung. § 8 Absatz 4 Satz 3, 4 und 5 gelten entsprechend.

§ 10 Zustimmungserfordernis

(1) Beschlüsse zur Änderung der Satzung, zur Zulegung oder zur Zusammenlegung der Stiftung sowie zur Auflö-
sung der Stiftung bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit unbeschadet der staatlichen Genehmigung der schrift-
lichen Genehmigung durch die kirchliche Stiftungsbehörde. Der Stifter ist hierzu nach Möglichkeit anzuhören. 

(2) Für die Aufhebung der Stiftung durch die staatliche Stiftungsbehörde gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 ist zugleich die Zustimmung im Sinne von § 12 Absatz 4 Stiftungsgesetz 
NRW.

§ 11 Genehmigungsbedürftige Rechtsgeschäfte und Rechtsakte

(1) Zu ihrer Rechtswirksamkeit bedürfen der schriftlichen Genehmigung der kirchlichen Stiftungsbehörde 
neben den in § 10 genannten Beschlüssen:

a) Erwerb, Belastung, Veräußerung von Grundstücken und Aufgabe des Eigentums an Grundstücken sowie 
Erwerb, Änderung, Veräußerung und Aufgabe von Rechten an Grundstücken. Dies gilt nicht für die Zustim-
mung zur Veräußerung und Belastung von Erbbaurechten;

b) Abgabe von Bürgschafts-, Patronats- oder Garantieerklärungen;

c) Übertragung, Übernahme oder Schließung von Anstalten oder Einrichtungen;

d) Gründung und Auflösung von Gesellschaften sowie Erwerb und die Veräußerung von Gesellschaftsbeteili-
gungen;

e) Rechtsgeschäfte, die der zur Vertretung der Stiftung Befugte im Namen der Stiftung mit sich im eigenen 
Namen oder als Vertreter eines Dritten vornimmt.

(2) Die Genehmigung im Sinne von Absatz 1 lit. d) kann die kirchliche Stiftungsbehörde von der Erstreckung 
aufsichtsrechtlicher Regelungen auf die Gesellschaft abhängig machen.

(3) Zum Zwecke der Verfahrensvereinfachung kann die kirchliche Stiftungsbehörde für Rechtsgeschäfte und 
Rechtsakte nach Absatz 1 die Zustimmung bereits im Voraus schriftlich erteilen. Diese Zustimmung kann von 
der Erfüllung von Auflagen abhängig gemacht werden.

§ 12 Stiftungsverzeichnis, Vertretungsbescheinigung

(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde führt kein öffentliches Stiftungsverzeichnis. 

(2) Kirchliche Stiftungen können gemäß § 10 Stiftungsgesetz NRW in das elektronische Stiftungsverzeichnis 
des Landes Nordrhein-Westfalen aufgenommen werden. Das Einvernehmen im Sinne des § 12 Absatz 5 Satz 1 
Stiftungsgesetz NRW gilt als erteilt.

(3) Die kirchliche Stiftungsbehörde stellt auf Antrag den kirchlichen Stiftungen eine Bescheinigung darüber 
aus, wer nach Maßgabe der Satzung und der von der Stiftung mitgeteilten Angaben zur Vertretung der Stif-
tung berechtigt ist (Vertretungsbescheinigung).

(4) Die zuständigen Stiftungsorgane sind verpflichtet, die kirchliche Stiftungsbehörde unverzüglich über die 
personelle Zusammensetzung der Organe der Stiftung einschließlich des Vorsitz und stellvertretenden Vorsitz 
und jede Änderung derselben zu unterrichten.

§ 13 Anfallberechtigung

Bei Auflösung oder Aufhebung einer kirchlichen Stiftung fällt das Vermögen für den Fall, dass es an einer 
Bestimmung zur Anfallberechtigung durch oder aufgrund der Satzung fehlt, an das Bistum, das die Stiftung 
beaufsichtigt hat. Das Vermögen soll unmittelbar und ausschließlich möglichst für die in der Satzung festge-
legten Zwecke verwendet werden.

§ 14 Rechtsweg 

Gegen Maßnahmen der kirchlichen Stiftungsbehörden ist der kirchliche Rechtsweg gegeben.
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§ 15 Verwaltungsvorschriften

Die kirchliche Stiftungsbehörde kann die zur Durchführung dieser Stiftungsordnung erforderlichen Verwal-
tungsvorschriften erlassen.

§ 16 Schriftform

Soweit diese Stiftungsordnung keine besondere Form vorsieht, ist Textform ausreichend.

§ 17 Evaluation

Die kirchliche Stiftungsbehörde soll fünf Jahre nach Inkrafttreten der Stiftungsordnung die Zweckmäßigkeit 
und Wirksamkeit einer Überprüfung unterziehen.

§ 18 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Stiftungsordnung tritt am 1. Juli 2023 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Stiftungsordnung für das Bistum Essen vom 30.09.2011 (Kirchliches Amtsblatt des Bis-
tums Essen 2011, Nr.87 in der Korrekturfassung, veröffentlicht im Kirchlichen Amtsblatt des Bistums Essen vom 
16.12.2011, Nr. 123, außer Kraft.

(3) § 12 Absätze 1, 2 und 3 treten am 31. Dezember 2026 außer Kraft.

(4) Diese Stiftungsordnung wird im Kirchlichen Amtsblatt des Bistums Essen und im Gesetz- und Verordnungs-
blatt NRW veröffentlicht.

Essen, 07.06.2023
 + Dr. Franz-Josef Overbeck
  Bischof von Essen

Verlautbarungen des Bischöflichen Generalvikariates

Nr. 47 Umzug der kroatischen Gemeinde Essen

Die muttersprachliche kroatische katholische Gemeinde, bisher mit Sitz in der Pfarrei St. Dionysius in Essen-Bor-
beck, hat ihren Sitz in die Pfarrei Hll. Cosmas und Damian in Essen verlegt.

Ihre Adresse ist nunmehr:

Muttersprachliche kroatische katholische Gemeinde in der Pfarrei Hll. Cosmas und Damian

Kellersohnweg 11

45326 Essen

Tel: 0201 346494

E-Mail: ivan.cestar@bistum-essen.de

Cosmas-damian@bistum-essen.de

Nr. 48 Hinweis

Aufgrund einer Mitteilung der Deutschen Bischofskonferenz vom 20.05.2023 geben wir folgenden Hinweis mit 
der Bitte um Beachtung:

Bei Anfragen und Ersuchen jedweder Art von Herrn („Pater“) Robert Kirkskothen („ofm“) ist das Bischöfliche 
Generalvikariat Essen zu konsultieren. Es wird empfohlen, von jedweder Kooperation sowie gegebenenfalls Ersu-
chen um Zelebration oder sonstigen gottesdienstlichen Handlungen Abstand zu nehmen.
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Kirchliche Nachrichten 

Nr. 49 Personalnachrichten

Es wurden ernannt / beauftragt / eingesetzt am:

28.04.2023 Watteroth OMI, P. Jens, nach Bestätigung seiner Ernennung als vicarius paroecialis mit dem Titel 
Pastor der Propsteipfarrei St. Gertrud von Brabant in Bochum-Wattenscheid, Erhöhung seines 
Beschäftigungsumfanges von 75 Prozent auf 100 Prozent zum 01.05.2023;

15.05.2023 Kampmann, Michael, nach Entpflichtung zum 30.06.2023 von seiner Beauftragung als Pastoral-
referent an der Propsteipfarrei St. Pankratius in Oberhausen, mit Wirkung zum 01.07.2023 als 
Pastoralreferent an der Pfarrei St. Lambertus in Essen. Im Evangelischen Huyssens-Stift in Essen 
wird er mit 100 Prozent Beschäftigungsumfang in der Krankenhausseelsorge eingesetzt;

22.05.2023 Cleve, Jürgen, Dr. theol., zusätzlich zu seinen bisherigen Aufgaben mit Wirkung zum 01.06.2023 
zum Pfarrer an der Pfarrei St. Joseph in Bottrop;

22.05.2023 Schnell, Patrick, zusätzlich zu seiner Ernennung als Moderierender Priester der Pfarrei St. Lau-
rentius in Plettenberg - Herscheid und als Kreisdechant des Kreisdekantes Altena - Lüdenscheid, 
zum 01.06.2023 als Moderierender Priester der Pfarrei St. Maria Immaculata in Meinerzhagen 
- Kierspe - Valbert, zunächst befristet bis zum 31.05.2026;

22.05.2023 Myrda, Gregor, nach Bestätigung seiner Ernennung als vicarius paroecialis mit dem Titel Pas-
tor für die Pfarrei St. Maria Immaculata in Meinerzhagen - Kierspe - Valbert, mit Wirkung zum 
01.06.2023 mit dem Dienst als Pfarrbeauftragter im Team in der Pfarrei St. Maria Immaculata 
in Meinerzhagen - Kierspe - Valbert, zunächst befristet bis zum 31.05.2026;

22.05.2023 Bock, Tina, zusätzlich zu ihrer Beschäftigung als Verwaltungsleiterin der Kirchengemeinde, mit 
Wirkung zum 01.06.2023 mit einem Beschäftigungsumfang von 50 Prozent mit dem Dienst als 
Pfarrbeauftragte im Team in der Pfarrei St. Maria Immaculata in Meinerzhagen - Kierspe - Val-
bert, befristet bis zum 31.05.2026;

22.05.2023 Jatzkowski, Ulrich, mit Wirkung zum 01.06.2023 mit dem Dienst als Pfarrbeauftragter im Team 
in der Pfarrei St. Maria Immaculata in Meinerzhagen - Kierspe - Valbert, befristet bis zum 
31.05.2026;

22.05.2023 Kappes, Holger, mit Wirkung zum 01.06.2023 mit dem Dienst als Pfarrbeauftragter im Team 
in der Pfarrei St. Maria Immaculata in Meinerzhagen - Kierspe - Valbert, befristet bis zum 
31.05.2026;

22.05.2023 Jungsbluth, Ingrid, nach Bestätigung ihrer Beauftragung als Pastoralreferentin der Pfarrei Lieb-
frauen in Duisburg, mit Wirkung zum 01.07.2023 als Pfarrbeauftragte im Team mit dem Pfarrer 
für die Pfarrei Liebfrauen in Duisburg;

22.05.2023 Borzymski, Markus, Dr. theol., nach Bestätigung seiner Beauftragung als Pastoralreferent der 
Pfarrei Liebfrauen in Duisburg, gleichzeitige Beauftragung zum 01.07.2023 als Pfarrbeauftrag-
ter im Team mit dem Pfarrer für die Pfarrei Liebfrauen in Duisburg.

Es wurden entpflichtet am:

15.05.2023 Langehans, Gerd, nach Vollendigung seines 75. Lebensjahres von der Beauftragung als Pastor 
im besonderen Dienst in der Pfarrei Liebfrauen in Bochum;

15.05.2023 Honnacker, Robert, nach Vollendung seines 75. Lebensjahres von seiner Beauftragung als Dia-
kon im besonderen Dienst zum 31.05.2023;

22.05.2023 Zimmermann, Wilhelm, nach Vollendung seines 75. Lebensjahres Verzicht auf sein Amt als resi-
dierender Domkapitular; Rückgabe des Kanonikates tritt mit Ernennung des Nachfolgers in 
Kraft;

24.05.2023 Hirschler, Wilfried, nach Vollendung seines 75. Lebensjahres von der Beauftragung als Pastor im 
besonderen Dienst in der Pfarrei St. Gertrud in Essen.
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